
 STADT EMMERICH AM RHEIN 
D E R  B Ü R GE R ME I ST E R  

 
 

 
 

Einladung 
zur 39. Sitzung 

des Haupt- und Finanzausschusses 

am Dienstag, dem 04.12.2018, 

um 17:00 Uhr im Ratssaal 
 
 

T a g e s o r d n u n g  
 

I. Öffentlich 

 
 1     Einwohnerfragestunde 

 
 2     Feststellung der Sitzungsniederschrift vom 30.10.2019 

 
 3   01 - 16 1682/2018 Sitzung der Arbeitsgemeinschaft für den Regierungsbezirk Düsseldorf; -  

Teilnahme von Ratsmitgliedern -;  
hier: Genehmigung einer dringlichen Entscheidung gem. § 60  Abs. 2  
        Satz 2 GO NRW 
 

 4   01 - 16 1696/2018 Einstellung eines Fördermittelmanagers;  
hier: Antrag Nr. XXXVI/2018 der BGE-Ratsfraktion 
 

 5   02 - 16 1637/2018/1 Überörtliche Prüfung des Gesamtabschlusses der Stadt Emmerich am 
Rhein im Jahr 2010 
 

 6   02 - 16 1638/2018/1 Überörtliche Prüfung der Zahlungsabwicklung der Stadt Emmerich am 
Rhein im Jahr 2018 
 

 7   14 - 16 1632/2018/1 Beschluss über den Jahresabschluss 2016 und die Entlastung des 
Bürgermeisters 
 

 8   02 - 16 1680/2018 Finanzbericht zum 31.10.2018 
 

 9   02 - 16 1633/2018 1. Nachtragssatzung zur Hebesatzsatzung für die Stadt Emmerich am 
Rhein 
 

 10   02 - 16 1692/2018 Haushalt 2019;  
hier: Vorstellung des Budgets 200 - Finanzen 
 

 11   03 - 16 1693/2018 Haushalt 2019;  
hier: Vorstellung des Budgets 300 - Immobilien 
 

 12   06 - 16 1694/2018 Haushalt 2019;  
hier: Vorstellung des Budgets 600 - Bürgerservice und Ordnung 
 

 13   01 - 16 1691/2018 Haushalt 2019;  
hier: Vorstellung des Budgets 100 - Zentrale Dienste 
 

 14   13 - 16 1688/2018 Haushalt 2019;  
hier: Vorstellung des Budgets 13 - Öffentlichkeitsarbeit 
 
 



   

 15   14 - 16 1689/2018 Haushalt 2019;  
hier: Vorstellung des Budgets 14 - Örtliche Rechnungsprüfung 
 

 16   15 - 16 1681/2018 Haushalt 2019; 
hier: Vorstellung des Budgets 15 - Gleichstellung 
 

 17   03 - 16 1697/2018 Städtische Immobilie "Haus im Park";  
hier: Antrag Nr. XXXII2018 der BGE-Ratsfraktion 
 

 18   05 - 16 1658/2018 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. E 23/2 - Fährstraße/Hinter dem 
Hirsch -; 
hier: 1) Bericht über die Beteiligungen der Öffentlichkeit und der  
            Behörden nach den §§ 3 und 4 BauGB 
         2) Satzungsbeschluss 
 

 19   06 - 16 1556/2018/1 Dreigleisiger Ausbau der Eisenbahnstrecke Emmerich-Oberhausen 
ABS 46/2 (Betuwe-Linie); 
hier:  Konsens zur Modifizierung der Sicherheitskonzepte für die  
          Planfeststellungsabschnitte 3.3 bis 3.4 
 

 20     Mitteilungen und Anfragen 
 

 21     Einwohnerfragestunde 
 



   

 

II. Nichtöffentlich 

 
 22     Feststellung der Sitzungsniederschrift vom 30.10.2018 

 
 23   03 - 16 1699/2018 Kauf eines Grundstücks in Emmerich-Dornick zur Anlage einer 

Obstwiese 
 

 24   03 - 16 1700/2018 Kauf eines Grundstückes 
 

 25     Mitteilungen und Anfragen 
 

 
 
 
 
46446 Emmerich am Rhein, den 26. November 2018 
 
 
 
Peter Hinze 
Vorsitzender 
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  TOP ________ 
  Vorlagen-Nr. Datum 
    

Verwaltungsvorlage öffentlich 
01 - 16 

1682/2018 14.11.2018 
 
 
 
Betreff 

Sitzung der Arbeitsgemeinschaft für den Regierungsbezirk Düsseldorf; -  Teilnahme von 
Ratmitgliedern -;  
hier: Genehmigung einer dringlichen Entscheidung gem. § 60  Abs. 2 Satz 2 GO NRW 
 
 
Beratungsfolge 

Haupt- und Finanzausschuss 04.12.2018 

 
  
 
 
Beschlussvorschlag 
 
Der Rat genehmigt die in der Vorlage beigefügte dringliche Entscheidung gem. § 60 Abs. 1 
Satz 2 GO NRW. 
 

STADT EMMERICH AM RHEIN 
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Sachdarstellung: 

 
Im Rahmen der Dringlichkeit wurde gem. § 60 Abs. 2 Satz 1 GO NRW die Teilnahme des 
Ratsmitgliedes Gerd-Wilhelm Bartels an der Sitzung der Arbeitsgemeinschaft für den 
Regierungsbezirk Düsseldorf am 14. November 2018 im Sitzungssaal des Rathaus-Albaus, 
Karthaus 2, 46509 Xanten, beschlossen. 
 
Die dringliche Entscheidung ist als Anlage beigefügt. 
 
Die Mitglieder des Haupt- und Finanzausschusses wurden gem. § 8 a der Hauptsatzung der 
Stadt Emmerich am Rhein hierüber bereits unmittelbar nach der dringlichen Entscheidung 
am 13.11.2018 durch Übermittlung des gefassten Beschlusses per E-Mail informiert. 
 
Gem. § 60 Abs. 2 Satz 2 ist die Entscheidung dem entscheidungsbefugten Ausschuss und 
somit dem Haupt- und Finanzausschuss, der gem. § 7 Abs. 3 Buchstabe a) der 
Hauptsatzung über die Teilnahme von Rat- und Ausschussmitgliedern an Tagungen und 
sonst. Veranstaltungen beschließt,  in seiner nächsten Sitzung zur Genehmigung 
vorzulegen.  
 
  
  
Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen : 
 
Die Maßnahme hat keine finanz- und haushaltswirtschaftlichen Auswirkungen. 
 
 
Leitbild : 
 
Die Maßnahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 6.2. 
 
 
 
Peter Hinze 
Bürgermeister 
 
 
Anlage/n: 
01 - 16 1682 2018 A 1 Dringliche Entscheidung 



Ö  3Ö  3
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  TOP ________ 
  Vorlagen-Nr. Datum 
    

Verwaltungsvorlage öffentlich 
01 - 16 

1696/2018 20.11.2018 
 
 
 
Betreff 

Einstellung eines Fördermittelmanagers;  
hier: Antrag Nr. XXXVI/2018 der BGE-Ratsfraktion 
 
 
Beratungsfolge 

Haupt- und Finanzausschuss 04.12.2018 

 
  
 
 
Beschlussvorschlag 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss nimmt die Ausführungen der Verwaltung zur Kenntnis und 
lehnt den Antrag der BGE-Ratsfraktion (Einstellung eines Fördermittelmanagers (Haushalt 
2019)) vom 02. Oktober 2018 ab. 
 

STADT EMMERICH AM RHEIN 
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Sachdarstellung : 

 
I. Sachdarstellung 
Die BGE-Ratsfraktion hat am 02. Oktober 2018 (Eingang 04. Oktober 2018) den Antrag 
gestellt, die Verwaltung zu beauftragen 
 
1. einen Fördermittelmanager nach dem Klever Beispiel ab dem Haushaltsjahr 2019  

einzustellen. Im Stellenplan ist eine Stelle in Anlehnung an die Entgeltgruppe EG 11 
auszuweisen 

2. zur Unterstützung und Stärkung des Wirtschaftsstandortes das kommunale  
 Wissensmanagement über passende Förderprogramme als Dienstleitung für die 
 heimische Wirtschaft zu entsprechenden Konditionen bereit zu stellen. 

 
Der Rat der Stadt Emmerich am Rhein hat diesen Antrag in seiner Sitzung am 06. November 
2018 an den Haupt- und Finanzausschuss verwiesen.  
 
 
II. Sachverhaltsprüfung 
II.1 Allgemeines 
Die Recherche im Rahmen der Vorlagenerstellung hat gezeigt, dass seit dem Jahr 2016 
(Anm.: in diesem Jahr sicherte lt. Medienberichterstattung ein studentischer Praktikant einer 
nordrhein-westfälischen Großstadt einen Millionenbetrag zur Förderung des Umbaus einer 
Einrichtung in eine Kindertagesstätte aus einem Fördertopf, der den dort Verantwortlichen 
vermeintlich bislang nicht bekannt gewesen sein soll) regelmäßig Anträge aus der Politik 
formuliert werden, die eine Zentralisierung des Fördermanagements zum Inhalt haben. 
Getragen werden diese Anträge vielfach mit der Argumentation, dass Fördermittel bislang 
gar nicht, unzureichend oder  nur zufällig ausfindig gemacht würden. Als Lösung dient – wie 
auch in dem der Prüfung zugrunde liegenden Antrag- der „Fördermittelmanager“, der alle 
Förderprogramme (Land, Bund, EU usw.) nach passenden Fördermitteln durchsuchen soll. 
 
Grundsätzlich ist ein Wechsel der Organisation des Fördermittelmanagements von der 
dezentralen zur zentralen Verantwortung dann zu befürworten, wenn durch zusätzlichen 
Mitteleinsatz ein Mehrwert generiert werden kann.  
 
Zur Beurteilung des Sachverhaltes gilt es 
 
 die Grundzüge des praktizierten Verfahrens aufzuzeigen (dezentrales 

Fördermanagement) (II.2.),   
 

 die bislang generierten Fördermittel / Zuweisungen und Zuschüsse abzubilden (II.3), 
 
 Aufgabenfeld und Kosten des seitens der BGE-Ratsfraktion beantragten 

Fördermittelmanagers aufzuzeigen (II.4),  
 

 eine Würdigung vorzunehmen, aus der sich die Beschlussempfehlung ableiten lässt 
(III). 
 

 
 
 
 
II.2 Grundzüge des bislang praktizierten Verfahrens (dezentrales Fördermittel-

management  
Neben der projektbezogenen gilt es auch den Bereich der pauschalen Förderung in die  
Betrachtung einzubeziehen. 
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Die Verantwortung für den Einsatz der Förderpauschalen, durch die ein großer Teil 
kommunaler Investitionen und laufender Maßnahmen bestritten wird, liegt –dem Grundsatz 
„Einheit von Geld und Projekt“ folgend-  bei den einzelnen mittelbewirtschaftenden 
Organisationseinheiten .  
Allein 2018 erhielt die Stadt Emmerich am Rhein erhebliche Pauschalen, die sich im 
Einzelnen wie folgt beziffern lassen: Investitionspauschale 1.691.469,14 €, Schulpauschale 
743.612 €, Sportpauschale 83.714 €, Feuerschutzpauschale 74.329,60 €. Zielsetzung ist es 
in den Fällen pauschaler Förderung sicherzustellen, dass die Gelder vollständig zur Erfüllung 
der gemeindlichen Aufgaben verwandt/abgerufen werden und kein Mittelrückfluss an den 
Zuwendungsgeber erfolgen muss. 
 
Gleichsam verfahren wird hinsichtlich der Ermittlung von Förderbedarfen, der 
Fördermittelbeschaffung und der Beobachtung von Förderzugängen. Diese obliegt der 
Organisationseinheit, die auch die Budgetverantwortung für das zu fördernde Projekt 
innehat.  
 
 
Unterstützt und begleitet werden diese dezentralen Organisationseinheiten durch folgende  
Querschnittseinheiten: 
 
- den Fachbereich 1 / Zentrale Vergabestelle  
 (Schwerpunkt: Einhaltung der vergaberechtlichen Bestimmungen bei der Beantragung und    
zweckentsprechenden Verwendung der Mittel) 
 
-die Stabsstelle 14 /Örtliche Rechnungsprüfung 
(Schwerpunkt: Prüfung der Verwendungsnachweise) 
 
-den Fachbereich 2 –Finanzen- 
(Schwerpunkt: Liquiditäts- und Haushaltsplanung; Verwendung der Pauschalen). 
 
 
 
II.3  Abbildung bislang generierter Fördermittel / Zuweisungen und Zuschüsse  
 
II.3.1  Wesentliche Förderprojekte  
 
Die folgende Übersicht belegt exemplarisch für den Bereich Städtebauförderung und 
beschränkt auf größere Maßnahmen die Generierung von Fördermitteln: 
 
So wurden in den zurückliegenden Jahren die Rheinpromenade (Zuwendung aus dem 
Programm Stadterneuerung) mit rd. 2.000.000 Euro gefördert; die Umgestaltung der 
Kassstraße, Alter Markt und Nonnenplatz mit rd. 1.000.000 Euro und die Umgestaltung des 
Rheinparks mit weiteren rd. 500.000 Euro. 
 

 
ISEK 2025 
Das integrierte Stadtenwicklungskonzept (ISEK 2025) wurde 2016/17 unter Einbindung und 
Beteiligung der Emmericher Bürger und Unternehmer  erstellt  und bildet die wesentliche  
Voraussetzung, um vom Land NRW Städtebaufördermittel zu erhalten. Der Rat der Stadt hat 
dieses Konzept im November 2017 verabschiedet. 
Die Projektübersicht  zum Stadtentwicklungskonzept weist bezogen auf den Anteil der 
Städtebauförderung eine voraussichtliche Fördersumme von 4.539.955 Euro aus.  
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 Wette Telder 
Das Projekt wird mit insgesamt 1.024.685 Euro gefördert. Die Fördermittel werden aus dem 
Investitionspaket „Soziale Integration im Quartier NRW 2017“ abgerufen. Wesentliche 
Grundlage für die Mittelbeschaffung bildet auch hier das ISEK 2025. 
 
 
 
Masterplan Hoch-Elten / Naturpark Eltenberg-Bergherbos 
Aktuell werden zahlreiche Maßnahmen aus dem Masterplan (Errichtung einer Tourist-Info 
auf dem Eltenberg, Anlage von Wohnmobilstellplätzen, Umgestaltung von Parkflächen etc.) 
umgesetzt. Das Projekt wird im Rahmen des INTERREG-Programms Deutschland 
Nederland mit Mitteln des Europäischen Fonds für Regionale Entwicklung (EFRE) 
mitfinanziert. Die bereits zugesagte Fördersumme kann mit ca. 700.000 Euro beziffert 
werden.  
 
Betuwe 
Im Rahmen der Baumaßnahme zur „Betuwe“ sind im Gebiet der Stadt Emmerich am Rhein 
19 Bahnübergänge zu beseitigen. 
Die Maßnahme Kerstenstraße wurde bereits mit einem Förderbescheid in Höhe von 
3.428.2000 Euro (Landes - Förderrichtlinie kommunaler Straßenbau NRW) beschieden. 
Die Gesamtfördermaßnahme „Betuwe“ lässt sich entsprechend hochrechnen. 
 
ÖPNV 
Barrierefreier Ausbau von Bushaltestellen 
Die Förderhöhe lässt sich mit bislang rd. 150.000 Euro beziffern. 
 
 
Straßenbaumaßnahmen  
Über Zuwendungen des Landes – Förderrichtlinie kommunaler Straßenbau NRW werden 
aktuell folgende Maßnahmen mitfinanziert:  
Goebelstraße 180.500 Euro, Nierenberger Str. / Duisburger Straße 873.700 Euro, 
Netterdensche Straße 691.000 Euro 
 
 
Breitbandausbau 
 Beratungsleistung zum Breitbandausbau 15.000 Euro (100 % Förderung) 
 
 Ortsteil Elten 
Zuwendung des Landes (RiLi über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung des 
Next Generation Access im Ländlichen Raum – Runderlass des Ministeriums für 
Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz vom 19.04.2006); 
Die Landesförderung wurde im Jahr 2018 beantragt zur Finanzierung der 
Wirtschaftlichkeitslücke für den Ausbau der Breitbandinfrastruktur der unterversorgten 
Bereiche im Ortsteil Elten in Höhe von 90 % der Gesamtsumme (ca. 2.500.000 Euro) 
 
 Gesamtausbauprojekt des Kreises Kleve 
Antrag auf Bundesförderung für den Breitbandausbau der unterversorgten Gebiete im Kreis 
Kleve (Federführung: Kreis Kleve) 
 
Klimaschutz- und Klimaanpassungskonzepte 
(Förderung des Bundes zu Klimaschutzprojekten über den Projektträger Jülich) 
Aufgrund des vor Ort erarbeiteten Klimaschutzkonzeptes ist es möglich, für einen weiteren 
Teilbereich Fördermittel zu generieren:  
Die Förderung für ein Klimaschutzteilkonzept „Nahmobilität“ wurde ebenfalls 2018 beantragt;    
Auftragswertschätzung:  55.000 Euro (50 % Förderung in Aussicht) 
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Die Bandbreite und auch der Höhe der allein im Bereich Städtebauförderung generierten 
Fördermittel wird in der Würdigung (Ziffer III) zu berücksichtigen sein. 
 
II.3.2.  Zuweisungen/Zuschüsse der Jahre 2016 – 2018   
Die unter II.3.1 exemplarisch genannten großen Förderprojekte aus dem Bereich 
Städtebauförderung bilden nur einen Teil der Beträge ab, die jährlich aus Mitteln der EU, des 
Bundes, des Landes oder weiterer Organisationen abgerufen werden bzw. den Kommunen 
pauschal zur zweckentsprechenden Verwendung zur Verfügung gestellt werden. 
 
Die die seitens des Fachbereiches 2 –Finanzen- vorbereiteten Übersichten vermitteln einen 
Überblick der insgesamt in den Haushaltsjahren 2016 – 2018 geflossenen Drittmittel: 
 
Zuweisungen / Zuschüsse 2016 
 

    

Summe investiver 
Zuweisungen/Zuschüsse 

      711.671,04 

Aufteilung nach Fachbereichen         

FB 1       1.302,54 

FB 4       1.368,50 

FB 5       709.000,00 

     

Summe konsumtiver 
Zuweisungen/Zuschüsse 

      4.652.082,65 

Aufteilung nach Fachbereichen         

Stabstelle 18       11.208,14 

FB 2       22000 

FB 3       17.236,00 

FB 4       4.575.323,20 

FB 5       17.284,18 

FB 6       5.136,13 

FB 7       3.895,00 

     

Zuweisungen/Zuschüsse 2017 

Haushaltsjahr 2017Summe investiver 
Zuweisungen/Zuschüsse 

      1.737.656,98 

Aufteilung nach Fachbereichen         

FB 1       2.183,84 

FB 3       299.900,00 

FB 5       866.540,00 

FB 6       19.411,14 

Gute Schule 2020       549.622,00 

 
 
 
 

    

Summe konsumtiver 
Zuweisungen/Zuschüsse 

      5.813.738,84 

Aufteilung nach Fachbereichen         

Stabstelle 18       9.289,99 

FB 2       17.000,00 

FB 4       5.725.028,67 

FB 5       56.830,18 

FB 6       2.700,00 

FB 7       2.890,00 
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Zuweisungen/Zuschüsse 2018 (Stand 19.11.2018) 
Summe investiver 
Zuweisungen/Zuschüsse 

      1.253.339,89 

Aufteilung nach Fachbereichen         

FB 1       6.493,89 

FB 3       419.000,00 

FB 5       278.224,00 

Gute Schule       549.622,00 

     

Summe konsumtiver 
Zuweisungen/Zuschüsse 

      4.863.326,70 

Aufteilung nach Fachbereichen         

Stabstelle 18       11.598,90 

FB 4       4.762.037,91 

FB 5       87.089,89 

FB 6       2.600,00 

 
I.4 Aufgabenfeld und Kosten des seitens der BGE-Ratsfraktion beantragten  

Fördermittelmanagers 
 

II.4.1 Aufgabenfeld 
Dem zu prüfenden Antrag liegt die Idee der Schaffung der zusätzlichen Stelle eines 
„Zentralen Fördermittelmanagers“ zugrunde. Diesem soll die Aufgabe zukommen, 
gemeinsam mit den Fachbereichen Fördergelder für Projekte zu beantragen. Den im Antrag 
benannten Aufgabenfeldern kann entnommen werden, dass der Grundsatz „Einheit von 
Projekt und Geld“ verlassen werden soll. Zudem würden sich die -zum Teil durch 
kommunales Verfassungsrecht bzw. Ortsrecht bestimmten- Zuständigkeiten der Örtlichen 
Rechnungsprüfung und des Fachbereiches Finanzen in Richtung Fördermittelmanager 
verlagern.  
Darüber hinaus soll dem Zentralen Fördermittelmanager „das Scannen der Förderlandschaft 
– auch für Emmericher Unternehmen. Recherche zu Fördermöglichkeiten v.a. im öffentlichen 
Bereich“ obliegen. Aus diesem Aufgabenfeld leitet sich Teil 2 des formulierten Antrages ab, 
durch den die Verwaltung beauftragt werden soll, „zur Stärkung des Wirtschaftsstandortes 
das kommunale Wissensmanagement über passende Förderprogramme als Dienstleistung 
der heimischen Wirtschaft zu entsprechenden Konditionen zur Verfügung zu stellen.“ 
Fördermaßnahmen, die für die heimische Wirtschaft von Interesse sind, decken sich nicht 
mit denen, die für die öffentliche Hand konzipiert sind.  
 
 
Prädestiniert für die Beratung über Förderprogramme für Unternehmer, Unternehmens-
gründer etc. ist die WiföG mbH oder auch die Wirtschaftsförderungsgesellschaft des Kreises 
Kleve mbH. Beide nehmen diese Aufgabe auch wahr. Der Antragsteller stellt mit den letzten 
beiden Sätzen seines Antrages „Fördermittelmanagement ist aktive Wirtschaftsförderung für 
den Standort Emmerich am Rhein. Bei dieser Aufgabe soll sich die Stadt Emmerich am 
Rhein sowieso neu aufstellen“ selbst die Verbindung zur Wirtschaftsförderung her.  
Sofern die politischen Entscheidungsträger mehrheitlich die Auffassung teilen, dass die 
WiföG mbH in diesem Bereich stärkere Akzente setzen sollte, so bietet die modifizierte 
Ausrichtung des Aufgabenkataloges des künftigen Wirtschaftsförderers den richtigen 
Ansatzpunkt.  
Das  „Scannen der Förderlandschaft – auch für Emmericher Unternehmen“ und der 
geplanten Zurverfügungstellung des gewonnen Wissens stellt einen Arbeitsvorgang dar, der 
jedenfalls seit Gründung einer privaten Gesellschaft für Zwecke der Wirtschaftsförderung 
nicht mehr in den Aufgabenbereich der Kernverwaltung fällt, in der der Fördermittelmanager 
aber angesiedelt werden soll (Ausweisung einer Planstelle EG 11 im Stellenplan des 
städtischen Haushaltes). 
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Mithin wird das mit Ziffer 2 des Antrages der BGE-Ratsfraktion verfolgte Ansinnen nicht 
weiter in die Prüfung einbezogen.  
 
II.4.2 zusätzliche Personalkosten: 
Laut Antrag der BGE-Ratsfraktion ist der Stellenplan 2019 um eine zusätzliche Stelle „in 
Anlehnung an EG 11“ auszuweiten. Die Stadt Emmerich am Rhein ist –anders als z.B. 
Gesellschaften, an denen die Stadt beteiligt ist- als kommunaler Arbeitgeber an den 
Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst (TVöD) gebunden. Die Ausweisung müsste insofern 
entsprechend der Bestimmungen des TVöD und nicht in Anlehnung an diese zu erfolgen. 
Die Ausweisung einer zusätzlichen Stelle der Entgeltgruppe 11 Stufe 3 TVöD würde den 
städtischen Haushalt jährlich mit Arbeitgeberbruttokosten in Höhe von 65.000 Euro belasten.  
Die Kommunale Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsmanagement (KGSt) empfiehlt,  den 
aufzubringenden Betrag unter Einbeziehung der Sach- und Gemeinkosten (Bezugsgröße 
KGSt-Bericht 9/2018: Kosten eines Arbeitsplatzes) auszuweisen. Dieser Betrag ist  mit 
78.400 Euro jährlich zu beziffern.  
 
 
 
III. Würdigung 
Zur Beurteilung des Antrages der BGE-Ratsfraktion gilt es nunmehr die Relation herzustellen 
zwischen dem möglichen Mehrwert und den Mehrkosten dieser Variante. 
 
Anders als die Mehrkosten, die mit 78.400 Euro pro Jahr klar zu fixieren sind, lässt sich ein 
etwaiger Mehrwert nicht ausmachen:  
 
 die unter II.3 abgebildete Darstellung der generierten Fördermittel belegt, dass die Stadt 

Emmerich am Rhein in der Akquise von Fördermitteln gut aufgestellt ist. Den Nachweis 
für die aufgestellte Behauptung „die Stadt Emmerich erhält anders als die Stadt Kleve nur 
wenig Fördermittel“ – abgesehen von der Fragestellung, ob die Vergleichbarkeit einer 
30.000 Einwohnerstadt mit einer knapp 50.000 Einwohner zählenden Kommune 
überhaupt sinnhaft ist- bleibt der Antragsteller schuldig. 

 
 die gute Ausgangslage der Stadt Emmerich am Rhein lässt sich auch darauf 

zurückführen, dass vor Ort frühzeitig erkannt wurde, dass insbesondere im Bereich der 
Städtebauförderung die Vergabe von Fördermitteln zukunftsweisende Gesamtkonzepte 
voraussetzen. Der jüngste Prozess der Erstellung des ISEK belegt dies deutlich. 

 

 die These, dass es zum Auffinden passender Förderprojekte eines Fördermittelmanagers 
bedarf, ist nicht belegt. Fördermittelgeber haben ein Interesse am Erfolg ihrer Programme 
und bewerben diese entsprechend. Der Informationsdienst des NW Städte- und 
Gemeindebundes sei exemplarisch als Quelle genannt; die Fachverantwortlichen werden 
über diverse Fachverbände und Netzwerke darüber hinaus mit Informationen versorgt und 
nutzen diese auch regelmäßig. 

 

 Zahlreiche Zuschüsse / Fördergelder werden durch die Sachbearbeiter in den einzelnen 
Fachbereichen aufgrund ihrer Kenntnis der einschlägigen spezialgesetzlichen 
Bestimmungen generiert (Schwerbehindertenrecht, Schulgesetz, SGB I-XII, Kibiz u.a.). 
Exemplarisch sei die erfolgreiche Generierung von Mitteln zum Bau/Umbau von 
Kinderbetreuungseinrichtungen vom LVR genannt.  

 

 in den letzten Jahren hat sich die Förderung zunehmend in Richtung „Pauschalisierung“ 
(Investitionen, Schulen, Feuerwehr, Sport)“ entwickelt.  
Hierbei geht es nicht um die Frage, „wie generiere ich Mittel, um meine Projekte 
umzusetzen“; das Geld wird zur Verfügung gestellt. Die kommunale Aufgabe liegt 
vielmehr darin, die Mittel mit den vorhandenen personellen Ressourcen in den einzelnen 
Fachbereichen zweckentsprechend für projektierte Maßnahmen einzusetzen.  
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 Die Kenntnis einzelner Förderprogramme ist nur eine Seite der Medaille. Die 

entscheidende andere Seite ist die konkrete Projektumsetzung und die 
Projektverantwortung.  
Die unter II.3.1 exemplarisch vorgenommene Auflistung belegt, dass sowohl hinsichtlich 
der Anzahl der in Anspruch genommenen Förderprogramme als auch hinsichtlich der 
Höhe der abgerufenen Fördermittel „keine Luft nach oben“ verbleibt.  
Insofern sollte es wie bisher beim Grundsatz „das Geld folgt dem Projekt“ bleiben. 
Zusätzliche Hinweise, auf gegebenenfalls weitere –theoretisch abrufbare- 
Förderprogramme, wären insofern nicht zielführend. 

 
 
Die Würdigung führt zu dem Ergebnis, dass die Relation Mehrwert / Mehrkosten vor Ort 
zuungunsten des Fördermittelmanagers ausfällt. 
Die Verwaltung empfiehlt daher, den Antrag der BGE-Ratsfraktion abzulehnen. 
 
 
 
IV. Ergänzender Antrag der UWE-Ratsfraktion 
IV.1 formale Prüfung 
Am 09. November 2018 reichte die UWE-Ratsfraktion einen sog. ergänzenden Antrag zu 
dem unter I.-III. gewürdigten Antrag der BGE-Ratsfraktion ein, mit dem Begehren 
 

den Stadtsprecher Herrn Terhorst bis zur Entscheidung über die Einstellung des 
Fördermittelmanagers kommissarisch mit diesen Aufgaben zu betrauen. 

 
Inhaltlich unterstützt die UWE-Ratsfraktion den Antrag der BGE-Ratsfraktion und nimmt 
Bezug auf „einen [vermeintlichen] ähnlichen Ansatz aus dem Jahr 2014, der seinerzeit mit 
der Begründung verworfen worden sei, dass mit der Einstellung von Herrn Terhorst ein 
profunder Kenner der Materie vor Ort sei, der aufgrund seiner vorherigen Tätigkeit bei der 
Euregio die Funktion des Fördermittelmanagers mit abbilden könne.“ 
 
 
Gem. § 3 der Geschäftsordnung für den Rat und die Ausschüsse der Stadt Emmerich am 
Rhein sind Anträge, die eine Fraktion bis zum 12. Tag vor der nächsten Sitzung des Rates 
stellt, auf die Tagesordnung aufzunehmen. Der Antrag der UWE-Ratsfraktion wurde mit 
Datum 09. November 2018 gestellt. Die Frist zur Einreichung von Anträgen für die 
anstehende Ratssitzung am 20. November 2018 war bereits verstrichen.  
Entsprechend der o.g. Bestimmungen könnte die Behandlung des Antrages der UWE-
Ratsfraktion somit erst in der Sitzung des Rates am 18. Dezember 2018 erfolgen. 
 
Die Würdigung der Umstände, dass die UWE-Ratsfraktion 
- ihren Antrag vom 09. November 2018 selbst als Ergänzung des BGE-Antrages qualifiziert; 
- diesen erst nach der Sitzung des Rates am 06. November 2018 und somit in Kenntnis der 

Verweisung des BGE-Antrages in die Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses am 04. 
Dezember 2018 stellt, 

- den BGE-Antrag unterstützt und mit ihrem Begehren noch über die seitens der BGE 
angeregten Maßnahmen  hinausgeht 

rechtfertigt die Mitbehandlung der Anregung der UWE-Ratsfraktion unter gleichem 
Tagesordnungspunkt. 
 
 
 
 
 
 



01 - 16 1696/2018  Seite 9 von 9 

IV.2 Inhaltliche Prüfung 
Die inhaltliche Prüfung des Ergänzungsantrages gestaltete sich insofern aufwändig, als dass 
die Suche nach dem oben zitierten Ansatz verwaltungsinternen Rechercheaufwand 
verursacht hat. Im Ergebnis wurde ersichtlich, dass sich der Ansatz aus 2014 als eine Frage 
des Ratsmitgliedes Gerd-Wilhelm Bartels in der Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses 
am 21.06.2016 (Tagesordnungspunkt 11.4 „Mitteilungen und Anfragen“; Fördermittel; hier: 
Anfrage von Mitgliedern) herauskristallisierte.  
Der entsprechend Protokollauszug ist der Vorlage beigefügt. Die seinerzeit in der Sitzung 
erwidernd getätigten Aussagen decken sich mit den Ergebnissen der Prüfung I.-III.   
 
Herr Terhorst, Leiter der Stabsstelle 15 / Öffentlichkeitsarbeit, stellt als „Euregio-
Kontaktperson“ den Informationsfluss zwischen der Euregio-Rhein-Waal und der Stadt 
Emmerich am Rhein sicher und erhält in dieser Eigenschaft auch Kenntnis über 
Förderprogramme der Euregio. Diese transportiert er in die Verwaltung. Die Umsetzung der 
Maßnahme „Naturpark Eltenberg-Bergherbos“ als Baustein des Masterplanes Hoch-Elten, 
erfolgt zum Beispiel unter Inanspruchnahme grenzüberschreitender Fördermittel.  
 
Die Überlegung einer zusätzlichen kommissarischen  Betrauung des Leiters der Stabsstelle 
15 mit der Aufgabe „Fördermittelakquise“ erübrigt sich aufgrund der unter I.-III. 
ausgemachten Gegebenheiten. 
 
  
  
Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen : 
 
Die Maßnahme hat keine finanz- und haushaltswirtschaftlichen Auswirkungen. 
 
 
Leitbild : 
 
Die Maßnahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 6.2. 
 
 
 
Peter Hinze 
Bürgermeister 
 
 
Anlage/n: 
01 - 16 1696 2018 A 1 Antrag Nr. XXXVI 2018 der BGE-Ratsfraktion 
01 - 16 1696 2018 A 2 Antrag Nr. XLII 2018 der UWE-Fraktion 
01 - 16 1696 2018 A 3 Auszug aus der Niederschrift des HFA vom 21.06.2016 
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Auszug aus der Niederschrift 

 
 
Gremium:   Haupt- und Finanzausschuss 

 
Sitzungstermin:  21.06.2016 
 

 
 Top  11.4    Fördermittel,  

hier: Anfrage von Mitgliedern 
   
  
   Mitglied Bartels spricht die Bereitstellung von Fördermitteln an und fragt nach, ob die 
Prüfung, für welche Maßnahmen Fördermittel bereitgestellt werden, in  den Aufgabenbereich 
des Stadtsprechers fällt. Er befürchtet, dass dieses hier in der Verwaltung – durch 
mangelnde Information – nicht ausgeschöpft wird. In anderen Kommunen ist eine Stabsstelle 
eingerichtet, um die Möglichkeiten der  Fördermittel auszuschöpfen.  
 
Mitglied Schaffeld gibt zu bedenken, dass die Fördermittelakquise in den Fachbereichen 
liegt. Dieses kann nicht in einer übergeordneten Stelle  festgemacht werden.  
Der Vorsitzende ergänzt hierzu, dass in den Fachbereichen sehr wohl geprüft werde, wann 
und wo Fördermittel beantragt werden können.  
 
Auf die Nachfrage von Mitglied Kukulies  betr. Fördergelder für den Breitbandausbau teilt der 
Vorsitzende mit, dass ein Fördermittelbescheid in Berlin durch den Fachbereichsleiter in 
Empfang genommen wurde,  die Angelegenheit befindet sich derzeit im laufenden Prozess 
befindet. 
 

 
Die Richtigkeit des vorstehenden Auszuges aus der Niederschrift wird hiermit bestätigt. 
 
 

Ö  4Ö  4



Beschlusslauf 
   TOP ________ 
  Datum 
   

Verwaltungsvorlage öffentlich 15.11.2018 
 
 
 
Betreff 

Überörtliche Prüfung des Gesamtabschlusses der Stadt Emmerich am Rhein im Jahr 2010 

 
 
Kenntnisnahme(kein Beschluss) 
 
Der Rat der Stadt Emmerich am Rhein nimmt den wesentlichen Inhalt des Prüfungsberichts 
der GPA NRW und das Beratungsergebnis des Rechnungsprüfungsausschusses zur 
Kenntnis. 
 
13.11.2018 02 - 16 1637/2018   Rechnungsprüfungsausschuss 
 
zur Kenntnis genommen 
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  TOP ________ 
  Vorlagen-Nr. Datum 
    

Verwaltungsvorlage öffentlich 
02 - 16 

1637/2018/1 15.11.2018 
 
 
 
Betreff 

Überörtliche Prüfung des Gesamtabschlusses der Stadt Emmerich am Rhein im Jahr 2010 
 
 
Beratungsfolge 

Haupt- und Finanzausschuss 04.12.2018 

Rat 18.12.2018 

 
  
 
 
Kenntnisnahme(kein Beschluss) 
 
Der Rat der Stadt Emmerich am Rhein nimmt den wesentlichen Inhalt des Prüfungsberichts 
der GPA NRW und das Beratungsergebnis des Rechnungsprüfungsausschusses zur 
Kenntnis. 
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Sachdarstellung : 

 
 
Gesetzliche Grundlagen  
Die Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen (GPA NRW) führte gemäß § 105 GO 
NRW im Zeitraum August 2016 bis Juli 2018 die überörtliche Prüfung des 
Gesamtabschlusses 2010 der Stadt Emmerich am Rhein durch. Gemäß § 105 Abs. 5 GO 
NRW legt der Bürgermeister den Prüfungsbericht dem Rechnungsprüfungsausschuss zur 
Beratung vor. Der Rechnungsprüfungsausschuss unterrichtet den Rat in anschließender 
öffentlicher Sitzung nur über den wesentlichen Inhalt des Prüfungsberichts sowie über das 
Ergebnis seiner Beratungen. 
 
Prüfungsumfang 
Die Prüfung des Gesamtabschlusses ist unterteilt in die Bereiche Beteiligungen, 
Gesamtabschluss und wirtschaftliche Gesamtsituation. 
 
Der Gesamtabschluss dient als Informations- und Steuerungsinstrument. Dieser Zweck kann 
nur erfüllt werden, wenn landesweit im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben einheitlich im 
Gesamtabschluss bewertet und bilanziert wird. Insofern bildet die Prüfung der 
Rechtmäßigkeit die Basis für alle weitergehenden Prüfungshandlungen. Vom Gesetzgeber 
eingeräumte Spielräume sowie zulässige Erleichterungen berücksichtigt die GPA NRW 
dabei. 
 
Der Prüfbereich Beteiligungen und der Bereich Gesamtabschluss bilden zusammen die 
Rechtmäßigkeitsprüfung. Auf Basis des örtlichen Prüfungsberichtes und der 
Gesamtabschlussdokumentation prüft die GPA NRW stichprobenhaft fehleranfällige 
Verfahrensschritte und Gesamtabschlusspositionen. Hierbei werden in erster Linie die 
Festlegung des Konsolidierungskreises, die Anwendung der verschiedenen 
Konsolidierungsmethoden sowie die Handhabung von Erleichterungen untersucht. Diese 
Systemprüfung wird durch Plausibilitätsbeurteilungen und Einzelfallprüfungen ergänzt. Die 
Prüfungsschwerpunkte werden durch die GPA NRW im Einzelfall festgelegt.  
 
Der Prüfungsteil „wirtschaftliche Gesamtsituation“ zielt darauf ab, die Kommunen bei ihren 
Konsolidierungsprozessen unter Einbeziehung der verselbstständigten Aufgabenbereiche zu 
unterstützen. Zur Darstellung der wirtschaftlichen Situation des Konzerns Kommune hat die 
GPA NRW ausgewählte Kennzahlen des Kennzahlensets NRW auf den Gesamtabschluss 
angewendet und um eigene Kennzahlen ergänzt. Als Basis für die Analyse hat die GPA 
NRW die Kennzahlenwerte in den interkommunalen Vergleich zu den anderen Kommunen 
gestellt. Ausgehend von diesen Kennzahlen werden bestehende Belastungen und 
Konsolidierungsbeiträge sowie Risiken für die Haushaltswirtschaft der Kommune identifiziert. 
 
Zusammengefasst kam die Prüfung des vom Rat in seiner Sitzung vom 10. Dezember 2013 
beschlossenen Gesamtabschlusses 2010 zu folgendem Ergebnis: 
 

- Ausgliederungsgrad liegt deutlich über Mittelwert der Vergleichskommunen 
- Kapitalkonsolidierung und rechnungslegungsbezogene Erleichterungen konnten 

aufgrund unzureichender Dokumentation nicht nachvollzogen werden 
- Kapitalkonsolidierung der Kommunalbetriebe Emmerich am Rhein ist zu korrigieren 
- Es sollte eine Gesamtabschlussrichtlinie erstellt werden 
- Eigenkapitalausstattung des Konzerns ist vergleichsweise gut 
- Hohe Gesamtverschuldung des Konzerns ist auf Kreditverbindlichkeiten der 

verselbstständigten Aufgabenbereiche zurückzuführen 
- Es sollten Maßnahmen zur Entschuldung ergriffen werden 
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- Das Gesamtjahresergebnis liegt unter dem Durchschnitt der Vergleichskommunen 
- Die Ergebnisse der Konzernmutter haben einen großen Einfluss auf die 

Gesamtertragslage des Konzerns 
- Ergebnisverbesserungen der Konzernmutter werden in den Folgejahren 

voraussichtlich einen positiven Einfluss auf die Gesamtertragslage des Konzerns 
haben 

- Der Teilkonzern Emmericher Gesellschaft für kommunale Dienstleistungen mbH hat 
einen großen Einfluss auf die Gesamtertragslage des Konzerns 

- Die freiwilligen Leistungen der Embricana Sport- und Freizeit GmbH wirken sich 
negativ auf das Teilkonzernergebnis und damit auf die Gesamtertragslage des 
Konzerns aus 

- Bei steigendem Konsolidierungsdruck sollten die freiwilligen Leistungen des 
Teilkonzerns Emmericher Gesellschaft für kommunale Dienstleistungen mbH in die 
Konsolidierungsbemühungen mit einbezogen werden 

- Aufgrund des hohen Investitionsvolumens ergibt sich eine kritische Finanzlage 
- Die Konzernmutter und der Teilkonzern Emmericher Gesellschaft für kommunale 

Dienstleistungen mbH sind auf die Aufnahme von Liquiditätskrediten angewiesen 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
Der Gesamtabschluss 2010 wurde bereits nach Prüfung durch die örtliche 
Rechnungsprüfung am 10.12.2013 vom Rat festgestellt, der Aufsichtsbehörde angezeigt und 
am 14.01.2014 bekannt gemacht. Im August 2016 wurde die Erstellung der 
Jahresabschlüsse 2011-2015 durch einen externen Berater beauftragt.  
 
Die Erstellung der Gesamtabschlüsse 2011-2015 erfolgt durch einen anderen Berater als 
dies bei der Erstellung des Gesamtabschlusses 2010 der Fall war. Hierdurch soll eine 
bessere Dokumentation und die Anpassung der Kapitalkonsolidierung erreicht werden, 
wodurch den materiellen Vorgaben aus der Prüfung Genüge getan wird.  
 
Die sonstigen Feststellungen über den Konzern beziehen sich auf den Zeitpunkt 31.12.2010 
vor 8 Jahren. Seitdem haben sich die Ergebnisse verändert. Einen jüngsten Stand über den 
Konzern Stadt gibt der Gesamtabschluss zum 31.12.2015 wieder, der am 06.11.2018 dem 
Rat vorgestellt wurde. Nach dem Gesetzesentwurf des 2. NKF-Weiter-entwicklungsgesetzes 
(2. NKFWG NRW), in Kraft treten ab 01.01.2019,  werden für die Erstellung von 
Gesamtabschlüssen größenabhängige Befreiungen vorgesehen. Es ist daher möglich, dass 
zukünftig für die Stadt Emmerich am Rhein die Pflicht zur Aufstellung von 
Gesamtabschlüssen entfällt.  
 
Rechnungsprüfungsausschuss am 13.11.2018: 
 
Der vollständige Prüfbericht lag den Mitgliedern des Rechnungsprüfungsausschusses zur 
Beratung und allen anderen Ratsmitgliedern nachrichtlich vor. Der 
Rechnungsprüfungsausschuss hat den Bericht zur Kenntnis genommen. Die Verwaltung hat 
erläuternde Ausführungen zum Prüfbericht gegeben und die Einzelfragen der 
Ausschussmitglieder beantwortet. Ein darüber hinaus gehender Handlungsbedarf zu den 
Feststellungen zum 31.12.2010 wird seitens der Verwaltung nicht gesehen.  
 
Der Rechnungsprüfungsausschuss hat sich der dargelegten Stellungnahme der Verwaltung 
auch bezogen auf den Handlungsbedarf angeschlossen. 
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Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen : 
 
Die Maßnahme hat keine finanz- und haushaltswirtschaftlichen Auswirkungen. 
 
Leitbild : 
 
 
Die Maßnahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 6.2 
 
 
 
Peter Hinze 
Bürgermeister 
 
 
 
 



Beschlusslauf 
   TOP ________ 
  Datum 
   

Verwaltungsvorlage nicht öffentlich 15.11.2018 
 
 
 
Betreff 

Überörtliche Prüfung der Zahlungsabwicklung der Stadt Emmerich am Rhein im Jahr 2018 

 
 
Kenntnisnahme(kein Beschluss) 
 
Der Rat der Stadt Emmerich am Rhein nimmt den wesentlichen Inhalt des Prüfungsberichts 
der GPA NRW und das Beratungsergebnis des Rechnungsprüfungsausschusses zur 
Kenntnis. 
 
13.11.2018 02 - 16 1638/2018   Rechnungsprüfungsausschuss 
 
 zur Kenntnis genommen   
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  TOP ________ 
  Vorlagen-Nr. Datum 
    

Verwaltungsvorlage nicht öffentlich 
02 - 16 

1638/2018/1 15.11.2018 
 
 
 
Betreff 

Überörtliche Prüfung der Zahlungsabwicklung der Stadt Emmerich am Rhein im Jahr 2018 
 
 
Beratungsfolge 

Haupt- und Finanzausschuss 04.12.2018 

Rat 18.12.2018 

 
  
 
 
Kenntnisnahme(kein Beschluss) 
 
Der Rat der Stadt Emmerich am Rhein nimmt den wesentlichen Inhalt des Prüfungsberichts 
der GPA NRW und das Beratungsergebnis des Rechnungsprüfungsausschusses zur 
Kenntnis. 
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Sachdarstellung : 

 
 
Gesetzliche Grundlagen  
Die Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen (GPA NRW) führte gemäß § 105 GO 
NRW vom 8. März 2018 bis zum 17. April 2018 die überörtliche Prüfung der 
Zahlungsabwicklung der Stadt Emmerich am Rhein durch. Gemäß § 105 Abs. 5 GO NRW 
legt der Bürgermeister den Prüfungsbericht dem Rechnungsprüfungsausschuss zur 
Beratung vor. Der Rechnungsprüfungsausschuss unterrichtet den Rat über den wesentlichen 
Inhalt des Prüfungsberichts sowie über das Ergebnis seiner Beratungen. 
 
Prüfungsumfang 
Die Prüfung der Zahlungsabwicklung umfasst eine Bestandsaufnahme mit dem Abgleich der 
Finanzmittelkonten und der Bankkonten (Tagesabschluss), sowie die Ermittlung eines 
Erfüllungsgrades in verschiedenen Teilbereichen der Zahlungsabwicklung und Vollstreckung 
und Kennzahlenvergleiche auf der Basis des Vergleichsjahres 2017. 
 
Ziel der Prüfung ist, auf Steuerungs- und Optimierungsmöglichkeiten hinzuweisen. Die 
Kommune soll ihren Kennzahlenwert gut einordnen können. Deshalb stellt die GPA NRW bei 
den Leistungskennzahlen mit Hilfe statistischer Größen die Extremwerte sowie den 
Mittelwert und für die Verteilung der Kennzahlenwerte auch drei Quartile dar. Quartile 
werden auch Viertelwerte genannt. Sie teilen eine nach Größe geordnete statistische Reihe 
in vier Viertel. Das erste Quartil teilt die vorgefundenen Werte so, dass 25 Prozent darunter 
und 75 Prozent darüber liegen. Das zweite Quartil (entspricht dem Median) liegt in der Mitte 
der statistischen Reihe, d.h. 50 Prozent der Werte liegen unterhalb und 50 Prozent oberhalb 
dieses Wertes. Das dritte Quartil teilt die vorgefundenen Werte so, dass 75 Prozent darunter 
und 25 Prozent darüber liegen.  
 
In der aktuellen überörtlichen Prüfung der Zahlungsabwicklung vergleicht die GPA NRW die 
mittleren kreisangehörigen Kommunen. Aktuelle Datenbasis für die interkommunalen 
Kennzahlenvergleiche in diesem Bericht sind die Werte aus 91 Kommunen. 
 
Zusammengefasst kam die Prüfung zu folgendem Ergebnis: 
 
„Tagesabschluss 
• Der Abgleich zwischen Soll- und Ist-Bestand ergab keinen Unterschiedsbetrag. 
 
Erfüllungsgrad 
• Die Stadt Emmerich am Rhein erreicht insgesamt einen Erfüllungsgrad von 77 Prozent. 
• Der Teilerfüllungsgrad „Ordnungsmäßigkeit“ liegt über dem Mittelwert. 
• Bei dem Teilerfüllungsgrad „Organisation/Prozesse/Informationstechnik“ sieht die GPA 

NRW einen größeren Handlungsbedarf. 
• Bei der finanzwirtschaftlichen Steuerung sieht die GPA NRW weiteren organisatorischen 

Handlungsbedarf. 
 
Zahlungsabwicklung i. e. S. 
• Die Stadt Emmerich am Rhein bearbeitet mehr Einzahlungen je Vollzeit-Stelle als 50 

Prozent der Vergleichskommunen. 
• Die Stadt Emmerich am Rhein sollte versuchen, ungeklärte Ein- und Auszahlungen zu 

vermeiden. Die Fachämter sollten darauf hingewiesen werden, die Anordnungen rechtzeitig 
zur erstellen. 
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Vollstreckung 
• Deckungsgrad Vollstreckung liegt nah am Mittelwert, 
• abgewickelte Vollstreckungsforderungen liegen im Jahr 2017 unter dem zweiten Quartil, 
• durch bestehende Vollstreckungsforderungen ist der Vollstreckungsbereich erheblich  

belastet, 
• geringere Belastung durch neu entstandene Vollstreckungsforderungen, 
• Aufwendungen je abgewickelte Vollstreckungsforderung sind über dem zweiten Quartil.“ 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
Ende des Jahres 2017 wurde eine durchgeführte Organisationsuntersuchung bei der 
Zahlungsabwicklung/Stadtkasse abgeschlossen. Seit dem 01.08.2018 ist die Stelle des 
Verantwortlichen für die Zahlungsabwicklung, nach altersbedingtem Ausscheiden des 
bisherigen Stelleninhabers, neu besetzt. Gemeinsam mit der Fachbereichsleitung werden die 
Empfehlungen und Feststellungen abgearbeitet, entsprechende organisatorische 
Änderungen vorgenommen sowie zur Reduzierung der Altforderungen eine Ergänzungskraft 
für allgemeine Aufgaben in der Vollstreckung eingesetzt.  
 
Rechnungsprüfungsausschuss am 13.11.2018: 
 
Der vollständige Prüfbericht lag den Mitgliedern des Rechnungsprüfungsausschusses zur 
Beratung und allen anderen Ratsmitgliedern nachrichtlich vor. Der 
Rechnungsprüfungsausschuss hat den Bericht zur Kenntnis genommen. Die Verwaltung hat 
erläuternde Ausführungen zum Prüfbericht gegeben und die Einzelfragen der 
Ausschussmitglieder – und insbesondere zum Forderungsmanagement - beantwortet sowie 
das weitere Vorgehen mit den zum größeren Teil noch anstehenden organisatorischen 
Maßnahmen skizziert. Der Rechnungsprüfungsausschuss erwartet dadurch deutliche 
Verbesserungen im Bereich der offenen Forderungen.   
 
  
  
Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen : 
 
Die Maßnahme hat keine finanz- und haushaltswirtschaftlichen Auswirkungen. 
 
 
Leitbild : 
 
Die Maßnahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 6.2 
 
 
 
Peter Hinze 
Bürgermeister 
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  TOP ________ 
  Vorlagen-Nr. Datum 
    

Verwaltungsvorlage öffentlich 
14 - 16 

1632/2018/1 14.11.2018 
 
 
 
Betreff 

Beschluss über den Jahresabschluss 2016 und die Entlastung des Bürgermeisters 
 
 
Beratungsfolge 

Haupt- und Finanzausschuss 04.12.2018 

Rat 18.12.2018 

 
  
 
 
Beschlussvorschlag 
 
Der Rat der Stadt Emmerich am Rhein beschließt, 
 

1. den Jahresabschluss 2016 aufgrund des durch den Rechnungsprüfungsausschuss 
erteilten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk festzustellen und den 
Jahresüberschuss der Ausgleichsrücklage zuzuführen, 

2. dem Bürgermeister hinsichtlich des Jahresabschlusses 2016 die uneingeschränkte 
Entlastung zu erteilen. 
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Sachdarstellung : 

 
Der Jahresabschluss 2016 wurde dem Rat der Stadt am 11.07.2017 vorgelegt. 
Dieser verwies ihn zur Prüfung an den Rechnungsprüfungsausschuss, der sich zur 
Durchführung der Prüfung gemäß § 101 Abs. 8 GO NRW der örtlichen Rechnungsprüfung  
bedient. 
 
Gemäß  § 101 GO NRW ist der Jahresabschluss dahingehend zu prüfen, ob er ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Schulden-, Ertrags-, und 
Finanzlage der Gemeinde unter Beachtung der Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung 
ergibt. Die Prüfung hat sich auch darauf zu erstrecken, ob die gesetzlichen Vorschriften und 
die sie ergänzenden Satzungen beachtet worden sind. In die Prüfung sind die Buchführung, 
die Inventur, das Inventar, die örtliche Abschreibungstabelle und der Lagebericht 
einzubeziehen. Auf den Bericht der örtlichen Rechnungsprüfung, der den Ratsmitgliedern am 
08.11.2018 zugegangen ist, wird verwiesen. 
 
Der Rechnungsprüfungsausschuss hat sich in seiner Sitzung am 13.11.2018 dem Vorschlag 
der Rechnungsprüfung mit zwei Enthaltungen angeschlossen. Er hat den Prüfbericht zu 
seinem eignen Bericht erklärt und einen uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt. Auf 
den beigefügten unterschriebenen Bestätigungsvermerk wird verwiesen. 
 
Der Rechnungsprüfungsausschuss empfiehlt dem Rat, den Jahresüberschuss der 
Ausgleichsrücklage zuzuführen und dem Bürgermeister hinsichtlich des Jahresabschlusses 
2016 die uneingeschränkte Entlastung zu erteilen. 
 
  
  
Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen : 
 
Die Maßnahme hat keine finanz- und haushaltswirtschaftlichen Auswirkungen. 
 
 
Leitbild : 
 
Die Maßnahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 6.2. 
 
 
 
Peter Hinze 
Bürgermeister 
 
 
Anlage/n: 
14 - 16 1632 2018 1 A 1 Bestätigungsvermerk 
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  TOP ________ 
  Vorlagen-Nr. Datum 
    

Verwaltungsvorlage öffentlich 
02 - 16 

1680/2018 13.11.2018 
 
 
 
Betreff 

Finanzbericht zum 31.10.2018 
 
 
Beratungsfolge 

Haupt- und Finanzausschuss 04.12.2018 

 
  
 
 
Kenntnisnahme(kein Beschluss) 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss nimmt den 3. Bericht 2018 über die Finanzlage der Stadt 
Emmerich am Rhein zum 31.10.2018 zur Kenntnis. 
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Sachdarstellung : 

 
 
Der Stadtkämmerer wird in seinem Vortrag in der Sitzung am 04.12.2018 auf der Grundlage 
der Meldungen der budgetverantwortlichen Fachbereiche die aktuelle Finanzlage zum 
31.10.2018 mit der Prognose zum Jahresende 2018 darstellen. 
 
 
  
  
Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen : 
 
siehe Vortrag 
 
Leitbild : 
 
Die Maßnahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 6.2. 
 
 
 
Peter Hinze 
Bürgermeister 
 
 
 
 



Beschlusslauf 
   TOP ________ 
  Datum 
   

Verwaltungsvorlage öffentlich 19.10.2018 
 
 
 
Betreff 

1. Nachtragssatzung zur Hebesatzsatzung für die Stadt Emmerich am Rhein 

 
Beschlussvorschlag 
 
Der Rechnungsprüfungsausschuss verweist die Vorlage ohne Empfehlung an den Haupt- 
und Finanzausschuss. 
 
 
13.11.2018 02 - 16 1633/2018   Rechnungsprüfungsausschuss 
 
Stimmen dafür 10  Stimmen dagegen 0  Enthaltungen 0     
 
 
 
 
04.12.2018 02 - 16 1633/2018   Haupt- und Finanzausschuss 
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  TOP ________ 
  Vorlagen-Nr. Datum 
    

Verwaltungsvorlage öffentlich 
02 - 16 

1633/2018 19.10.2018 
 
 
 
Betreff 

1. Nachtragssatzung zur Hebesatzsatzung für die Stadt Emmerich am Rhein 
 
 
Beratungsfolge 

Rechnungsprüfungsausschuss 13.11.2018 

Haupt- und Finanzausschuss 04.12.2018 

Rat 18.12.2018 

 
  
 
 
Beschlussvorschlag 
 
Der Rat beschließt die als Anlage beigefügte 1. Nachtragssatzung zur Satzung über die 
Festsetzung der Steuersätze für Grund- und Gewerbesteuern in der Stadt Emmerich am 
Rhein (Hebesatzsatzung) vom 17.12.2014 
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Sachdarstellung : 

 

Die Steuersätze werden gemäß § 78 der Gemeindeordnung NRW (GO NRW) grundsätzlich 
durch die Haushaltssatzung festgesetzt. Durch eine besondere Hebesatzsatzung können die 
Steuersätze von der Jährlichkeit der Haushaltssatzung entkoppelt werden, das heißt, dass 
die Steuersätze ihre Gültigkeit bis zu einer Änderung der Hebesatzsatzung behalten. Die 
Nennung der Hebesätze in der Haushaltssatzung hat dann eine deklaratorische Bedeutung. 
Mit Ratsbeschluss vom 16.12.2014 wurde die Festsetzung der Hebesätze in der Stadt 
Emmerich am Rhein durch eine Hebesatzsatzung ab 01.01.2015 von der Haushaltssatzung 
entkoppelt. Dadurch stehen die Hebesätze zum Jahresbeginn fest und nicht erst nach 
Rechtskraft der Haushaltssatzung, die nach Ratsbeschluss im Februar des Folgejahres 
üblicherweise erst im April erfolgt. Dieses Verfahren bewirkt eine Rechtsicherheit beim schon 
jährlich Ende Januar durchzuführenden Versand der städtischen Steuerbescheide.  

Derzeit sind in der Stadt Emmerich am Rhein die Hebesätze für die Grundsteuer A auf 250 
% (seit 2015), für die Grundsteuer B auf 440 % (seit 2015) und für die Gewerbesteuer auf 
425 % (seit 2007) festgesetzt.  

Bei der Berechnung der Einnahmekraft der Stadt im Rahmen der Gewährung der 
Schlüsselzuweisungen nach dem Gemeindefinanzierungsgesetz (GFG) werden für die 
Anrechnung der eigenen örtlichen Steuerkraft landeseinheitlich fiktive und nicht die 
tatsächlichen Steuersätze berücksichtigt. Unterschreiten die örtlichen Hebesätze die fiktiven 
Hebesätze, wird bei der Berechnung der Schlüsselzuweisung eine höhere eigene 
Einnahmekraft gegengerechnet als tatsächlich vorhanden ist; ist der örtliche Hebesatz höher 
als der fiktive Hebesatz, bleibt der erzielte „Mehrertrag“ bei den Schlüsselzuweisungen 
anrechnungsfrei und stärkt damit die örtliche Finanzkraft. Durch die höheren örtlichen 
Hebesätze in Emmerich am Rhein wurde die Ertragssituation der Stadt jährlich gestärkt. 
Diese Verbesserung gilt es zu erhalten. 

Seit 2015 wurden die fiktiven Hebesätze mehrmals wie folgt erhöht, ohne dass Anpassungen 
des örtlichen Hebesatzes vorgenommen wurden, durch das GFG 2019 erfolgt eine weitere 
Erhöhung der fiktiven Hebesätze. 

 

 Grundsteuer A Grundsteuer B Gewerbesteuer 

 Fiktiver 
Hebesatz 

Emmerich Fiktiver 
Hebesatz 

Emmerich Fiktiver 
Hebesatz 

Emmerich 

2015 213 % 250 % 423 % 440 % 415 % 425 % 

2016 217 % 250 % 429 % 440 % 417 % 425 % 

2017 217 % 250 % 429 % 440 % 417 % 425 % 

2018 217 % 250 % 429 % 440 % 417 % 425 % 

2019 223 %  443 %  418 %  
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Durch die höheren fiktiven Hebesätze bei gleichbleibendem örtlichem Hebesatz gehen der 
Stadt mit jeder Erhöhung zusätzliche Steuererträge verloren: 

 Grundsteuer A Grundsteuer B Gewerbesteuer 

 TEUR 
Mehr-
ertrag 

TEUR 
Mehr-
ertrag 

TEUR 
Mehr-
ertrag GFG tatsächl 

Steuerkraft 
ange-

rechnet 
tatsächl 

Steuerkraft 
ange-

rechnet 
tatsächl 

Steuerkraft 
ange-

rechnet 

2015 110 94 14,5% 4.753 4.569 4,0% 10.568 10.320 2,3% 

2016 97 85 12,4% 4.720 4.602 2,5% 16.212 15.907 1,9% 

2017 116 101 12,9% 5.113 4.985 2,6% 17.544 17.213 1,9% 

2018 108 94 12,9% 5.030 4.904 2,6% 21.257 20.857 1,9% 

2019 99 87 12,1% 5.036 5.071 -0,7% 19.787 19.461 1,6% 

Insgesamt hat die Stadt Emmerich am Rhein dadurch bei der Berechnung der Schlüssel-
zuweisungen für das Jahr 2019 Verschlechterungen von 209.000 Euro hinnehmen müssen.  

Da die Stadt Emmerich am Rhein bereits seit 2007 mit 425 % den höchsten Hebesatz für die 
Gewerbesteuer im Kreis Kleve hat, ist eine Änderung dieses Hebesatzes nicht vorgesehen; 
aufgrund des insgesamt geringen Gesamtaufkommens ebenso nicht bei der Grundsteuer A 
(für landwirtschaftliche Grundstücke).  

Zur Erhaltung der Finanzkraft zur Finanzierung zahlreicher Projekte und Standards im 
freiwilligen Bereich ist deshalb nach 4 Jahren ohne Veränderung eine Anpassung des 
Hebesatzes der Grundsteuer B von 440 % auf 460 % vorgesehen - entspricht wieder einem 
Mehrertrag von 4,0 % vgl. 2015 -, was zu einer Ertragsverbesserung in den Planungsjahren 
2019-2022 von jeweils rd. 230.000 Euro führt. Für private Wohnhäuser ergibt sich eine 
Mehrbelastung von ca. 10-20 Euro p.a.; im Übrigen fällt für gewerbliche Objekte die 
Grundsteuer B - aufgrund höherer Grundsteuermessbeträge mit größeren nominalen 
Auswirkungen - ebenfalls an.  

Bei Vergleich mit anderen Kommunen im Kreis Kleve liegt der Hebesatz für die Grundsteuer 
B bereits im Jahre 2018 in fünf Kommunen höher als in Emmerich am Rhein (siehe Anlage). 
Weitere Anpassungen sind durch die erneute Erhöhung der fiktiven Hebesätze auch bei den 
anderen Kommunen im Kreis vorgesehen bzw. zu erwarten 

Im Entwurf des Haushaltsplanes 2019, der am 20.11.2018 in den Rat eingebracht wird, ist 
die Anpassung der Grundsteure B mit einem Mehrertrag von 230.000 Euro eingeplant. 

Diese Anpassung gilt es durch die folgende 1. Nachtragssatzung, In-Kraft-Treten am 
01.01.2019, umzusetzen. 
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Anlage 
 

1. Nachtragssatzung vom _________ 
zur Satzung über die Festsetzung der Steuersätze für Grund- und 

Gewerbesteuern in der Stadt Emmerich am Rhein  
(Hebesatzsatzung) vom 17.12.2014 

 
 

Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW S. 666), zuletzt geändert durch 
Artikel 15 des Gesetzes vom 23.01.2018 (GV.NRW. S. 90), sowie § 25 Grundsteuergesetz 
vom 7. August 1973 (BGBl. I S. 965), zuletzt geändert durch Artikel 38 des Gesetzes vom 
19. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2794) und § 16 des Gewerbesteuergesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4167), zuletzt geändert durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom 27.Juni 2017 (BGBl. I S. 2074) hat der Rat der Stadt Emmerich 
am Rhein in seiner Sitzung am _____________ folgende 1. Nachtragssatzung zur 
Hebesatzsatzung vom 17.12.2014 beschlossen: 

Art. I 

In § 1 werden die Steuersätze für die Gemeindesteuern wie folgt festgesetzt: 

1. Grundsteuer    

1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe                                                        
(Grundsteuer A) auf       250 v.H. 

1.2 für die Grundstücke                                                                                      
(Grundsteuer B) auf       460 v.H. 

2. Gewerbesteuer auf       425 v.H. 

 

Art. II 

Diese Nachtragssatzung tritt am 01.01.2019 in Kraft. 

 

 

 

 

 

 
 
  

http://www.lexsoft.de/cgi-bin/lexsoft/lexsoft_express.cgi?sessionID=1797696292775971681&source=link&highlighting=off&templateID=document&chosenIndex=13019&xid=3486255,39
http://www.lexsoft.de/cgi-bin/lexsoft/lexsoft_express.cgi?sessionID=1797696292775971681&source=link&highlighting=off&templateID=document&chosenIndex=13019&xid=3486255,39
http://www.lexsoft.de/cgi-bin/lexsoft/lexsoft_express.cgi?sessionID=1797696292775971681&source=link&highlighting=off&templateID=document&chosenIndex=13019&xid=3952897,4
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Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen : 
 
Mehrertrag ab Haushaltsjahr 2019 bei Produkt 1.100.16.01.01, Sachkonto 40120100  
 
 
Leitbild : 
 
Die Maßnahme wird von den Zielen des Leitbildes nicht berührt. 
 
 
 
Peter Hinze 
Bürgermeister 
 
 
Anlage/n: 
02 - 16 1633 2018 Anlage 1 Vergleich Hebesätze 2018 Kreis Kleve 
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  TOP ________ 
  Vorlagen-Nr. Datum 
    

Verwaltungsvorlage öffentlich 
02 - 16 

1692/2018 19.11.2018 
 
 
 
Betreff 

Haushalt 2019;  
hier: Vorstellung des Budgets 200 - Finanzen 
 
 
Beratungsfolge 

Haupt- und Finanzausschuss 04.12.2018 

 
  
 
 
Kenntnisnahme(kein Beschluss) 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss nimmt die Ausführungen der Verwaltung zur Kenntnis. 
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Sachdarstellung : 

 
Am 20.11.2018 wurde der Entwurf des Haushaltsplanes 2019 durch den Bürgermeister und 
Stadtkämmerer in den Rat eingebracht und zur weiteren Beratung an die Fachausschüsse 
verwiesen.  
 
Mit heutigem Tagesordnungspunkt wird durch den Budgetverantwortliche Ulrich Siebers das 
Budget 200 – Finanzmanagement und Rechnungswesen dem Fachausschuss für seine 
weitere Beratung vorgestellt.  
 
In der Sitzung des HFA am 12.02.2019 wird das Budget beraten und dem Rat zum 
Beschluss empfohlen. 
  
 
  
  
Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen : 
 
Die Maßnahmen sind im Haushaltsjahr 2019  vorgesehen.  
 
Leitbild : 
 
Die Maßnahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 6.2. 
 
 
 
 
Peter Hinze 
Bürgermeister 
 
 
Anlage/n: 
02 - 16 1692 2018 A 1 Budget 200 HH-Entwurf 2019 
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  TOP ________ 
  Vorlagen-Nr. Datum 
    

Verwaltungsvorlage öffentlich 
03 - 16 

1693/2018 19.11.2018 
 
 
 
Betreff 

Haushalt 2019;  
hier: Vorstellung des Budgets 300 - Immobilien 
 
 
Beratungsfolge 

Haupt- und Finanzausschuss 04.12.2018 

 
  
 
 
Kenntnisnahme(kein Beschluss) 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss nimmt die Ausführungen der Verwaltung zur Kenntnis. 
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Sachdarstellung : 

 
Am 20.11.2018 wurde der Entwurf des Haushaltsplanes 2019 durch den Bürgermeister und 
Stadtkämmerer in den Rat eingebracht und zur weiteren Beratung an die Fachausschüsse 
verwiesen.  
 
Mit heutigem Tagesordnungspunkt wird durch den Budgetverantwortlichen Stephan Glapski 
das Budget 300 – Immobilien dem Fachausschuss für seine weitere Beratung vorgestellt.  
 
In der Sitzung des HFA am 12.02.2019 wird das Budget beraten und dem Rat zum 
Beschluss empfohlen. 
  
 
  
  
 
Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen : 
 
Die Maßnahmen sind im Haushaltsjahr 2019  vorgesehen.  
 
Leitbild : 
 
Die Maßnahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 6.2. 
 
 
 
Peter Hinze 
Bürgermeister 
 
 
Anlage/n: 
03 - 16 1693 2018 A 1 Budget 300 HH-Entwurf 2019 
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  TOP ________ 
  Vorlagen-Nr. Datum 
    

Verwaltungsvorlage öffentlich 
06 - 16 

1694/2018 19.11.2018 
 
 
 
Betreff 

Haushalt 2019;  
hier: Vorstellung des Budgets 600 - Bürgerservice und Ordnung 
 
 
Beratungsfolge 

Haupt- und Finanzausschuss 04.12.2018 

 
  
 
 
Kenntnisnahme(kein Beschluss) 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss nimmt die Ausführungen der Verwaltung zur Kenntnis. 
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Sachdarstellung : 

 
 
Am 20.11.2018 wurde der Entwurf des Haushaltsplanes 2019 in den Rat eingebracht und zur 
weiteren Beratung an die Fachausschüsse verwiesen.  
 
Mit heutigem Tagesordnungspunkt wird durch die Budgetverantwortliche Karin Schlitt das 
Budget 600 – Bürgerservice und Ordnung dem Fachausschuss für seine weitere Beratung 
vorgestellt.  
 
In der Sitzung des HFA am 12.02.2019 wird das Budget beraten und dem Rat zum 
Beschluss empfohlen. 
  
 
  
  
 
Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen : 
 
Die Maßnahmen sind im Haushaltsjahr 2019  vorgesehen.  
 
Leitbild : 
 
Die Maßnahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 6.2. 
 
 
 
Peter Hinze 
Bürgermeister 
 
 
Anlage/n: 
06 - 16 1694 2018 A 1 Budget 600 HH-Entwurf 2019 
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  TOP ________ 
  Vorlagen-Nr. Datum 
    

Verwaltungsvorlage öffentlich 
01 - 16 

1691/2018 19.11.2018 
 
 
 
Betreff 

Haushalt 2019;  
hier: Vorstellung des Budgets 100 - Zentrale Dienste 
 
 
Beratungsfolge 

Haupt- und Finanzausschuss 04.12.2018 

 
  
 
 
Kenntnisnahme(kein Beschluss) 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss nimmt die Ausführungen der Verwaltung zur Kenntnis. 
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Sachdarstellung : 

 
Am 20.11.2018 wurde der Entwurf des Haushaltsplanes 2019 in den Rat eingebracht und zur 
weiteren Beratung an die Fachausschüsse verwiesen.  
 
Mit heutigem Tagesordnungspunkt wird durch die Budgetverantwortliche Martina Lebbing 
das Budget 100 – Zentrale Dienste dem Fachausschuss für seine weitere Beratung 
vorgestellt.  
 
In der Sitzung des HFA am 12.02.2019 wird das Budget beraten und dem Rat zum 
Beschluss empfohlen. 
  
 
  
  
Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen : 
 
Die Maßnahmen sind im Haushaltsjahr 2019  vorgesehen.  
 
Leitbild : 
 
Die Maßnahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 6.2. 
 
 
 
 
Peter Hinze 
Bürgermeister 
 
 
Anlage/n: 
01 - 16 1691 2018 A 1 Budget 100 HH-Entwurf 2019 
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  TOP ________ 
  Vorlagen-Nr. Datum 
    

Verwaltungsvorlage öffentlich 
13 - 16 

1688/2018 19.11.2018 
 
 
 
Betreff 

Haushalt 2019;  
hier: Vorstellung des Budgets 13 - Öffentlichkeitsarbeit 
 
 
Beratungsfolge 

Haupt- und Finanzausschuss 04.12.2018 

 
  
 
 
Kenntnisnahme(kein Beschluss) 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss nimmt die Ausführungen der Verwaltung zur Kenntnis. 
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Sachdarstellung : 

 
 
Am 20.11.2018 wurde der Entwurf des Haushaltsplanes 2019 durch den Bürgermeister und 
Stadtkämmerer in den Rat eingebracht und zur weiteren Beratung an die Fachausschüsse 
verwiesen.  
 
Mit heutigem Tagesordnungspunkt wird durch den Budgetverantwortlichen Tim Terhorst das 
Budget 13 – Öffentlichkeitsarbeit dem Fachausschuss für seine weitere Beratung vorgestellt.  
 
In der Sitzung des HFA am 12.02.2019 wird das Budget beraten und dem Rat zum 
Beschluss empfohlen. 
 
 
  
  
Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen : 
 
 
Die Maßnahmen sind im Haushaltsjahr 2019  vorgesehen.  
 
Leitbild : 
 
Die Maßnahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 6.2. 
 
 
 
Peter Hinze 
Bürgermeister 
 
 
Anlage/n: 
13 - 16 1688 2018 A 1 Budget 013 HH-Entwurf 2019 
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  TOP ________ 
  Vorlagen-Nr. Datum 
    

Verwaltungsvorlage öffentlich 
14 - 16 

1689/2018 19.11.2018 
 
 
 
Betreff 

Haushalt 2019;  
hier: Vorstellung des Budgets 14 - Örtliche Rechnungsprüfung 
 
 
Beratungsfolge 

Haupt- und Finanzausschuss 04.12.2018 

 
  
 
 
Kenntnisnahme(kein Beschluss) 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss nimmt die Ausführungen der Verwaltung zur Kenntnis. 
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Sachdarstellung : 

 
Am 20.11.2018 wurde der Entwurf des Haushaltsplanes 2019 durch den Bürgermeister und 
Stadtkämmerer in den Rat eingebracht und zur weiteren Beratung an die Fachausschüsse 
verwiesen.  
 
Mit heutigem Tagesordnungspunkt wird durch die Budgetverantwortliche Melanie Goertz das 
Budget 14 – Örtliche Rechnungsprüfung dem Fachausschuss für seine weitere Beratung 
vorgestellt.  
 
In der Sitzung des HFA am 12.02.2019 wird das Budget beraten und dem Rat zum 
Beschluss empfohlen. 
 
   
  
Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen : 
 
Die Maßnahmen sind im Haushaltsjahr 2019  vorgesehen.  
 
Leitbild : 
 
Die Maßnahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 6.2. 
 
 
 
Peter Hinze 
Bürgermeister 
 
 
Anlage/n: 
14 - 16 1689 2018 A 1 Budget 014 HH-Entwurf 2019 
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  TOP ________ 
  Vorlagen-Nr. Datum 
    

Verwaltungsvorlage öffentlich 
15 - 16 

1681/2018 13.11.2018 
 
 
 
Betreff 

Haushalt 2019; 
hier: Vorstellung des Budgets 15 - Gleichstellung 
 
 
Beratungsfolge 

Haupt- und Finanzausschuss 04.12.2018 

 
  
 
 
Kenntnisnahme(kein Beschluss) 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss nimmt die Ausführungen der Verwaltung zur Kenntnis. 
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Sachdarstellung : 

 
Am 20.11.2018 wurde der Entwurf des Haushaltsplanes 2019 durch den Bürgermeister und 
Stadtkämmerer in den Rat eingebracht und zur weiteren Beratung an die Fachausschüsse 
verwiesen.  
 
Mit heutigem Tagesordnungspunkt wird durch die Budgetverantwortliche Elisabeth Meyer 
das Budget 15 – Gleichstellung dem Fachausschuss für seine weitere Beratung vorgestellt.  
 
In der Sitzung des HFA am 12.02.2019 wird das Budget beraten und dem Rat zum 
Beschluss empfohlen. 
 
  
  
Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen : 
 
Die Maßnahmen sind im Haushaltsjahr 2019  vorgesehen.  
 
Leitbild : 
 
Die Maßnahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 6.2. 
 
 
 
Peter Hinze 
Bürgermeister 
 
 
Anlage/n: 
15 - 16 1681 2018 A 1 Budget 015 HH-Entwurf 2019 
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  TOP ________ 
  Vorlagen-Nr. Datum 
    

Verwaltungsvorlage öffentlich 
03 - 16 

1697/2018 20.11.2018 
 
 
 
Betreff 

Städtische Immobilie "Haus im Park";  
hier: Antrag Nr. XXXII2018 der BGE-Ratsfraktion 
 
 
Beratungsfolge 

Haupt- und Finanzausschuss 04.12.2018 

 
  
 
 
Beschlussvorschlag 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss beschließt, eine eventuelle Sanierung des Objektes Haus 
im Park im Rahmen der Haushaltsberatungen 2019 zu thematisieren. 
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Sachdarstellung : 

 
Im Haushalt 2018 wurden und für die Haushaltsberatungen 2019 werden wieder 500 €/ a für 
die Unterhaltung des Objektes Haus im Park bereitgestellt bzw. beantragt. In der 
Vergangenheit war dieser Betrag auskömmlich, um anfallende Reparaturen (z. B. 
Undichtigkeit Lichtkuppel) durchzuführen. Reparaturen von bis zu 500 € dürfen/ sollen dem 
Mietvertrag entsprechend direkt von der Mieterin beauftragt werden, die Praxis zeigt (leider) 
etwas anderes – Beauftragung und Leistungsbeschreibung i. d. R. durch den Fachbereich 
Immobilien. 
 
Darüber hinaus hat Kultur-Künste-Kontakte (KKK) einen Außenanstrich des Gebäudes und 
einen Anstrich der Fensterläden (Blendläden) beantragt. In einem im Sommer 2017 
stattfindenden Ortstermin (Fachbereich Immobilen, Untere Denkmalbehörde, Kunstverein) 
wurde festgestellt, dass ein Außenanstrich aus denkmalschutztechnischen Gründen nicht 
gewollt ist – zu diesem Ergebnis kam das LVR-Amt für Denkmalpflege bereits 2011 (Untere 
Denkmalbehörde kann sich lediglich Abbürsten vorstellen, kein erneuter Anstrich und 
insbesondere kein Außenanstrich des „neuen“ Anbaus). Der Kunstverein wollte/ sollte die 
Fensterläden instand setzen – der Kunstverein teilte beim Ortstermin 2018 mit, diese Arbeit 
jetzt doch nicht leisten zu können (vgl. Änderungsliste Haushalt 2019 – 6 T € Fenster, KG 
00005). 
 
Eine Küche im Objekt Haus im Park ist der Stadtverwaltung  nicht bekannt, die Toilette weist 
keine Substanzschäden auf und ist in einem dem Alter entsprechenden Zustand (Zähler dort 
aus Platzmangel untergebracht, gleiches gilt für die Elektroanlagen (letzte Sanierung 2011 
im Rahmen der Brunnenaufstellung). Für die ggf. durchzuführenden Schönheitsreparaturen 
wird der Fachbereich Immobilien KKK informieren – KKK dazu mietvertraglich explizit 
verpflichtet (Fachbereich Immobilien sieht allerdings keinen akuten Handlungsbedarf). 
  
  
Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen : 
 
Die Maßnahmen sind im Haushaltsentwurf 2019 für die Jahre 2019 und 2022 vorgesehen 
(vgl. Produkt. 1.100.01.10.01). 
 
 
Leitbild : 
 
Die Maßnahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 4.2. 
 
 
 
Peter Hinze 
Bürgermeister 
 
 
Anlage/n: 
03 - 16 1697 2018 A 1 Antrag Nr. XXXII 2018 der BGE-Ratsfraktion 
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Beschlusslauf 
   TOP ________ 
  Datum 
   

Verwaltungsvorlage öffentlich 08.11.2018 
 
 
 
Betreff 

1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. E 23/2 - Fährstraße/Hinter dem Hirsch -; 
hier: 1) Bericht über die Beteiligungen der Öffentlichkeit und der Behörden nach den §§ 3 
              und 4 BauGB 
         2) Satzungsbeschluss 

 
Beschlussvorschlag 
 
Zu 1) 

1.1 Der Rat beschließt, dass die Stellungnahme bzgl. des Erscheinungsbildes des 
Gebäudes Rheinpromenade 43 mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen 
ist. 

 
1.2 Der Rat beschließt, dass die Stellungnahme der Unteren Naturschutzbehörde mit den 

Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
Zu 2) 
Der Rat beschließt den vorgelegten Entwurf des Bebauungsplans „1. Änderung des 
Bebauungsplans E 23/2 -Fährstraße / Hinter dem Hirsch-“ mit Begründung gemäß § 10 
Abs. 1 BauGB als Satzung. 
 
 
27.11.2018 05 - 16 1658/2018   Ausschuss für Stadtentwicklung 
 
Abstimmungsergebnis      wird in der Sitzung bekannt gegeben 
 
 
04.12.2018 05 - 16 1658/2018   Haupt- und Finanzausschuss 
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  TOP ________ 
  Vorlagen-Nr. Datum 
    

Verwaltungsvorlage öffentlich 
05 - 16 

1658/2018 08.11.2018 
 
 
 
Betreff 

1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. E 23/2 - Fährstraße/Hinter dem Hirsch -; 
hier: 1) Bericht über die Beteiligungen der Öffentlichkeit und der Behörden nach den §§ 3 
             und 4 BauGB 
        2) Satzungsbeschluss 
 
 
Beratungsfolge 

Ausschuss für Stadtentwicklung 27.11.2018 

Haupt- und Finanzausschuss 04.12.2018 

Rat 18.12.2018 

 
  
 
 
Beschlussvorschlag 
 
Zu 1) 

1.1 Der Rat beschließt, dass die Stellungnahme bzgl. des Erscheinungsbildes des 
Gebäudes Rheinpromenade 43 mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen 
ist. 

 
1.2 Der Rat beschließt, dass die Stellungnahme der Unteren Naturschutzbehörde mit den 

Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
Zu 2) 
Der Rat beschließt den vorgelegten Entwurf des Bebauungsplans „1. Änderung des 
Bebauungsplans E 23/2 -Fährstraße / Hinter dem Hirsch-“ mit Begründung gemäß § 10 
Abs. 1 BauGB als Satzung. 
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Sachdarstellung : 

 
Zu 1) 
 
Das Verfahren zur Aufstellung der 1. Änderung des Bebauungsplanes E 23/2 -Fährstraße / 
Hinter dem Hirsch- wurde durch den Aufstellungsbeschluss des Ausschusses für 
Stadtentwicklung vom 04.09.2018 eingeleitet. Es wird nach den Bestimmungen des § 13 
BauGB als „Vereinfachtes Verfahren“ mit nur einstufiger Öffentlichkeits- und 
Behördenbeteiligung unter Verzicht auf die frühzeitigen Beteiligungen nach den §§ 3 Abs. 1 
und 4 Abs. 1 BauBG zur Darlegung der Planungsabsichten durchgeführt.  
 
Der betroffenen Öffentlichkeit wurde im Rahmen der öffentlichen Auslegung des 
Bebauungsplanänderungsentwurfes nach § 3 Abs. 2 BauGB, die vom 09.10.2018 bis 
einschließlich 09.11.2018 durchgeführt wurde, Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. 
Die Eigentümer der Grundstücke im Bebauungsplanbereich sowie die von der Änderung 
betroffenen Nachbareigentümer wurden in Anwendung der städtischen Richtlinien zu 
Öffentlichkeitsbeteiligungen in Bauleitplanverfahren neben der öffentlichen Bekanntmachung 
auch durch persönliches Anschreiben auf die Durchführung dieser Öffentlichkeitsbeteiligung 
hingewiesen.  
 
Im vorgenannten Zeitraum erfolgte auch die Behördenbeteiligung gemäß § 4 Abs. 2 BauGB.  
 
Über die im Rahmen dieser Beteiligungen abgegebenen Stellungnahmen zum 
Bebauungsplanentwurf hat der Rat in seiner Abwägung der öffentlichen und privaten 
Belange gegeneinander und untereinander einen abschließenden Beschluss zu fassen.  
 
 

Ergebnisse der Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 2 BauGB 
 
1.1 Stellung eines Anwohners der Rheinpromenade 42a, Schreiben vom 09.11.2018 

Ein Eigentümer des Nachbargrundstückes Rheinpromenade 42a auf der gegenüber 
liegenden Seite der Fährstraße bemängelt das derzeitige desolate Erscheinungsbild des 
leerstehenden Gebäudes im Planänderungsbereich Rheinpromenade 43. Er regt an, dass 
die Stadt Emmerich am Rhein den Eigentümer im Rahmen der Bebauungsplanänderung zur 
Durchführung einer entsprechenden Maßnahme zur Bereinigung der Situation verpflichtet.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 

Die Stellungnahme beinhaltet keine Bedenken gegen die geplante Bebauungsplanänderung, 
sondern bekundet das besondere Interesse des Nachbarn an einer durchgreifenden 
Änderung der derzeit wenig ansehnlichen Optik des Nachbarhauses. Der Bebauungsplan 
bietet hierzu jedoch weder in seiner derzeitigen Form noch nach seiner Änderung infolge 
dieses Planverfahrens eine planungsrechtliche Handhabe, mit der der Eigentümer zu einer 
Sanierungsmaßnahme veranlasst werden könnte. Auch für den etwaigen Erlass eines 
Baugebotes gegenüber dem Eigentümer (Stichwort: Schrottimmobilien) ergibt sich keine 
rechtliche Grundlage.  
 
Es hätte sich allenfalls eine Verpflichtung zur Durchführung eines entsprechenden 
Bauvorhabens regeln lassen, wenn für die Planänderung ein Vorhaben- und 
Erschließungsplan nach § 12 BauGB aufgestellt worden wäre. Auf ein solches Verfahren 
wurde jedoch wegen des erheblichen Verwaltungsaufwandes im Vergleich zum Umfang der 
beabsichtigten Planänderung und vor dem Hintergrund, dass dem 
Bebauungsplanänderungsverfahren ein bereits vorliegender Baugenehmigungsantrag 
zugrunde liegt, verzichtet. Da der Bauherr auch Eigentümer des aktuell in Entstehung 
begriffenen angrenzenden Gebäudes Rheinpromenade 44 ist, bestehen keine Zweifel daran, 
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dass er allein schon im Eigeninteresse eine entsprechende Verbesserung des 
Erscheinungsbildes des betreffenden Bestandsgebäudes vornehmen wird, mit der die 
Bedenken des Nachbarn ausgeräumt werden.  
 
 

Ergebnisse der Behördenbeteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB 
 
1.2 Stellungnahme der Unteren Naturschutzbehörde, Schreiben vom 06.11.2018 

Die Untere Naturschutzbehörde erteilt im Rahmen des übergebenen Protokolls der 
Artenschutzprüfung ihre Zustimmung zur Planänderung und fordert gleichzeitig zur 
Beachtung von Nebenbestimmungen bei Durchführung des geplanten Bauvorhabens auf. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 

Die Stellungnahme beinhaltet keine abwägungsrelevanten Aspekte, die im Rahmen des 
Bebauungsplanänderungsverfahrens nachträglich noch zu berücksichtigen wären.  
 
Die in den Nebenbestimmungen genannte Beachtung der Verletzungs- und Tötungsgebotes 
des § 44 Abs. 1 BNatSchG sowie die Forderung nach einer erneuten einzelfallbezogenen 
Artenschutzprüfung für den Fall zukünftiger Änderungen an Gebäudefassaden oder -dächern 
betreffen die nachfolgende Genehmigungsplanung des Bauvorhabens. Die Stellungnahme 
wurde daher an die Baugenehmigungsbehörde im Rahmen des anhängigen 
Baugenehmigungsverfahrens weitergeleitet. 
 
 
Zu 2) 
 
Der ausgelegte Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplanes E 23/2 sieht zur 
Vorbereitung der planungs- und bauordnungsrechtlichen Zulässigkeit des beantragten 
Erweiterungsvorhabens für das Bestandsgebäude Rheinpromenade 43 vor,  
 

a) die bisherige Festsetzung einer maximal zulässigen Gebäudehöhe in zwingend 
festgesetzte Gebäudehöhen je Geschossebene unter Anpassung an das beantragte 
Vorhaben umzuwandeln, 

b) die südöstliche Baulinie des 5. und 6. OG an den Bauentwurf anzupassen 

c) für das Überschreiten der Baulinien im 5.und 6. OG um bis zu 0,18 m durch die 
Anbringung eines Wärmedämmverbundsystems eine Ausnahmeregelung 
einzuführen. 

Die übrigen Festsetzungen zu Art und Maß der baulichen Nutzung im betroffenen WB-
Bereich bleiben erhalten. Die Grundzüge der Planung werden hierdurch nicht berührt. 
 
Mit der vorgesehenen Bebauungsplanänderung darf das Gebäude zukünftig eine um 1,03 m 
höhere Gesamthöhe, als von den bisherigen Planfestsetzungen vorgegeben, einnehmen. 
Nur auf diese Weise kann die beantragte Gebäudeaufstockung eine vergleichbare 
Überhöhung gegenüber der angrenzenden Bebauung wie das gegenüber liegende 
Eckgebäude Rheinpromenade 42a erlangen und damit die als besonderes Planungsziel des 
Bebauungsplanes definierte städtebauliche Torwirkung von der Rheinpromenade aus in die 
Fährstraße und die dahinter liegende Innenstadt hinein erzeugen. Die Beharrung auf der 
bisher zulässigen maximalen Gebäudehöhe hätte demgegenüber die Einbuße einer 
gesamten Geschossebene zur Folge. 
 
Nach den im vereinfachten Verfahren geltenden Vorschriften des § 13 BauGB können neben 
dem Verzicht auf die frühzeitigen Beteiligungen auch die Durchführung einer Umweltprüfung 
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und die Erstellung eines Umweltberichtes unterbleiben. Von diesen erleichternden 
Vorschriften wurde im vorliegenden Verfahren Gebrauch gemacht. 
 
Eingriffe in Natur und Landschaft im Vergleich zum bestehenden Planungsrecht werden 
durch die Bebauungsplanänderung nicht vorbereitet. 
 
  
  
Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen : 
 
Die Maßnahme hat keine finanz- und haushaltswirtschaftlichen Auswirkungen. 
 
 
Leitbild : 
 
Die Maßnahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 1.2. 
 
 
 
In Vertretung 
 
 
 
Dr. Wachs 
Erster Beigeordneter 
 
 
Anlagen: 
Anlage 1 zu Vorlage 05-16 1658 Stellungnahmen aus Offenlage 
Anlage 2 zu Vorlage 05-16 1658 Entwurfskarte 
Anlage 3 zu Vorlage 05-16 1658 Textl. Festsetzungen Hinweise 
Anlage 4 zu Vorlage 05-16 1658 Begruendung 
Anlage 5 zu Vorlage 05-16 1658 Artenschutzpruefung 



Anlage 1 zu Vorlage 05-16  1658/2018 

Beschluss-
vorschlag 

1.1 
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Beschluss-
vorschlag 

1.2 
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STADT EMMERICH AM RHEIN 

1. Änderung des Bebauungsplans 
E 23/2 -Fährstraße / Hinter dem Hirsch- 

 

 
Textliche Festsetzungen 
 
1 Art der baulichen Nutzung  

1.1  Gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO wird für das im Bebauungsplan festgesetzte Gebiet zur 
Erhaltung und Entwicklung der Wohnnutzungen (Besonderes Wohngebiet - WB 5) 
festgesetzt, dass die im besonderen Wohngebiet gemäß § 4a Abs. 3 Nrn. 2 und 3 
BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen (Vergnügungsstätten, soweit sie nicht 
wegen ihrer Zweckbestimmung oder ihres Umfanges nur in Kerngebieten allgemein 
zulässig sind, und Tankstellen) nicht Bestandteil des Bebauungsplanes werden. 

1.2 Gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO wird für das im Bebauungsplan festgesetzte Gebiet zur 
Erhaltung und Entwicklung der Wohnnutzungen (Besonderes Wohngebiet - WB 5) 
festgesetzt, dass die im besonderen Wohngebiet gemäß § 4a Abs. 2 Nrn. 3 BauNVO 
allgemein zulässige Nutzung (Sonstige Gewerbetriebe) nicht Bestandteil des 
Bebauungsplanes wird, soweit es sich hierbei um Bordelle oder bordellähnliche Betriebe 
handelt. 

 

2 Gebäudehöhenfestsetzungen 

2.1  Gemäß § 9 Abs. 3 BauGB werden für die einzelnen Geschossebenen im WB 5 folgende 
Höhenlagen jeweils bezogen auf die Oberkante der Geschossdecke als zwingendes Maß 
festgesetzt: 

a) Erdgeschoss   19,77 m NHN 

b) 1. Obergeschoss  22,72 m NHN 

c) 2. Obergeschoss  25,67 m NHN 

d) 3. Obergeschoss  28,62 m NHN 

e) 4. Obergeschoss  31,91 m NHN 

f) 5. Obergeschoss  34,97 m NHN 

g) 6. Obergeschoss  38,03 m NHN 

 
2.2 Gemäß § 9 Abs. 3 BauGB i. V. m. § 31 Abs. 1 BauGB wird festgesetzt, dass die 

festgesetzte höchste Gebäudehöhe ausnahmsweise durch Schornsteine, 
Antennenanlagen sowie untergeordnete technische Aufbauten um bis zu 1,0 m 
überschritten werden kann. 

 

Anlage 3 zu Vorlage 05-16  1658/2018 
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3 Überschreitung der Baulinien 

3.1  Gemäß § 31 Abs. 1 BauGB wird festgesetzt, dass die südliche an die Rheinpromenade 
grenzende Baulinie im Besonderen Wohngebiet WB 5 in allen Obergeschossen durch 
Balkone um bis zu 1,50 m überschritten werden kann. 

3.2 Gemäß § 31 Abs. 1 BauGB wird festgesetzt, dass die Baulinien in den Ebenen des 5. 
und 6. Obergeschosses im Besonderen Wohngebiet WB 5 um das Maß von 0,18 m 
überschritten werden können, sofern die Überschreitung durch eine bauliche Maßnahme 
zur Wärmedämmung verursacht wird.  

 
 
 
 

Hinweise 
 

1 Bodendenkmäler  

 Es ist nicht auszuschließen, dass im Plangebiet bei Eingriffen ins Erdreich 
Bodendenkmäler entdeckt werden. Die Entdeckung von Bodendenkmälern ist der Stadt 
Emmerich am Rhein oder dem Rheinischen Amt für Bodendenkmalpflege unverzüglich 
anzuzeigen (§§ 15 und 16 Denkmalschutzgesetz NRW). 

 
2 Hochwasserrisiko 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. V 6/1 liegt innerhalb eines potentiellen 
Überschwemmungsbereiches des Rheins, der durch den technischen Hochwasserschutz 
(Deiche und sonstige Hochwasserschutzanlagen) bis zum festgelegten 
Bemessungshochwasser vor Überschwemmungen geschützt ist.  

Die vom Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und 
Verbraucherschutz des Landes Nordrhein-Westfalen ins Internet unter 
www.flussgebiete.nrw.de eingestellten Hochwassergefahrenkarten und 
Hochwasserrisikokarten informieren über die mögliche Ausdehnung und Tiefe einer 
Überflutung in den drei Szenarien 

HQ10 Hochwasser, das mit relativ hoher Wahrscheinlichkeit eintritt, im Mittel  
alle 10 Jahre  

HQ100 Hochwasser, das mit mittlerer Wahrscheinlichkeit eintritt, im Mittel alle  
 100 Jahre 

HQextrem Hochwasser, das statistisch wesentlich seltener als alle 100 Jahre 
 auftritt. 

 
3 Deichaufsichtliche Belange 

 Auf der Landseite der Hochwasserschutzanlage an der Rheinpromenade sind gemäß der 
„Ordnungsbehördlichen Verordnung zum Schutze der Deiche und sonstigen 
Hochwasserschutzanlagen an den Gewässern erster Ordnung im Regierungsbezirk 
Düsseldorf  - Deichschutzverordnung (DSchVO) -“ Schutzzonen festgelegt, in denen 
Beschränkungen für Vorhaben bestehen, die mit einem Eingriff in das Erdreich 
verbunden sind.  



Das Plangebiet liegt in der Deichschutzzone III, einem Bereich zwischen 10 m und 100 m 
Abstand zum Fuß der Hochwasserschutzanlage. Bauliche Vorhaben innerhalb dieser 
Schutzzone mit Eingriffen ins Erdreich bedürfen der deichaufsichtlichen Genehmigung 
durch die zuständige Aufsichtsbehörde (Bezirksregierung Düsseldorf). 

 
 



 

STADT EMMERICH AM RHEIN 
D E R  B Ü R GE R ME I S T E R 
 

Fachbereich 5 
-Stadtentwicklung- 

 

 

 

 

1. Änderung 
des Bebauungsplans 

 
E 23/2 -Fährstraße / Hinter dem Hirsch- 

 

 

Satzungsbeschluss (§ 10 Abs. 1 BauGB ) 

BEGRÜNDUNG 

E 23/2 

1. Änderung 
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1.  Anlass der Planaufstellung 

Das Bestandsgebäude Rheinpromenade 43 betont infolge seiner quaderförmigen Ausgestal-
tung und seiner von der Gebäudefront an der Rheinpromenade östlich der Fährstraße vorge-
rückten Stellung den Bebauungsabschluss auf der Westseite des Einmündungsbereiches der 
Fährstraße in die Rheinpromenade in Form eines turmförmigen Baues. Dieser Umstand ergab 
im Zusammenhang mit der Absicht einer Neubebauung des Eckgrundstückes auf der gegen-
über liegenden Seite der Fährstraße den Anlass, im Bebauungsplan E 18/9 -Rheinpromenade/ 
Steinstraße-, der den Rheinpromenadenbereich östlich der Fährstraße planungsrechtlich steu-
ert, ein besonders städtebauliches Planungsziel zu definieren. Danach soll sich an der Fähr-
straße durch eine beiderseits gegenüber der anschließenden Bebauung deutlich überhöhte, 
pfeilerartige Bebauung eine städtebauliche Torwirkung von der Rheinpromenade aus an der 
Fährstraße in die Innenstadt hinein entfalten.  
 
Nach Errichtung des betreffenden Nachbareckgebäudes Rheinpromenade 42a mit einer bis zu 
siebengeschossigen Bauweise passt sich der später aufgestellte, am 17.02.2015 in Kraft getre-
tene Bebauungsplan E 23/2 -Fährstraße / Hinter dem Hirsch-, der u.a. auch das Baurecht für 
das Grundstück Rheinpromenade 43 bestimmt, dieser baulichen Entwicklung und städtebauli-
chen Zielsetzung an. Durch Festsetzung einer ebenfalls siebengeschossigen Bauweise i. V. m. 
mit einer maximalen Gebäudehöhe in Anpassung an das gegenüber liegende Eckgebäude er-
öffnet der Bebauungsplan dem Grundstück Rheinpromenade 43 die planungsrechtliche Mög-
lichkeit einer Neubebauung im gleichen Maß der baulichen Nutzung oder einer Aufstockung des 
Bestandsgebäudes um zwei Geschossebenen über dem jetzigen obersten Vollgeschoss. Der 
Bebauungsplan stellt diesbezüglich eine Angebotsplanung dar. Dieser lag bei der seinerzeitigen 
Planaufstellung nur die Studie einer Gebäudeaufstockung im Bestand, jedoch kein konkret aus-
gearbeiteter Bauentwurf zugrunde.  
 
Der neue Hauseigentümer hat nunmehr einen Antrag auf Gebäudesanierung und -erweiterung 
um zwei Geschosse bei der Unteren Bauaufsichtsbehörde eingereicht. Dieser Antrag weicht in 
mehrfacher Hinsicht geringfügig von den Festsetzungen des Bebauungsplans E 23/2 ab. Die 
planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Zulässigkeit des Vorhabens sollen im Rahmen 
einer vereinfachten Änderung des Bebauungsplanes durch Anpassung der betroffenen Festset-
zungen an das Bauvorhaben geschaffen werden. 
 

2. Örtliche Vorgaben 

2.1 Räumlicher Geltungsbereich 

Der Verfahrensbereich der 1. vereinfachten Bebauungsplanänderung betrifft das Antragsgrund-
stück Rheinpromenade 43, Gemarkung Emmerich, Flur 23, Flurstück 406 und umfasst eine 
Fläche von 187 qm. 

Die Verfahrensgebietsgrenze ist in der nachfolgenden Planskizze gelb gekennzeichnet. 
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Abbildung 1:  Lage des Plangebiets 

 

 

2.2 Gegenwärtiger Zustand 

Das Verfahrensgebiet liegt im zentralen Innenstadtbereich von Emmerich am Rhein. Das be-
troffene Grundstück Rheinpromenade 43 ist straßenangrenzend mit einem 5-geschossigen 
Wohnhaus in geschlossener Bauweise bebaut. Über dem 5. Vollgeschoss befinden sich ein 
Dachaufbau, der ca. 1/3 der Grundfläche des Gebäudes für die Treppenanlage und die Fahr-
stuhltechnik einnimmt, sowie eine Dachterrasse mit Pergola. 

 

3.  Planungsvorgaben 

3.1 Gebietsentwicklungsplan 

Die Darstellung der Ziele der Raumordnung und Landesplanung für das Stadtgebiet Emmerich 
am Rhein findet ihre grundlegende Konkretisierung u.a. auf der Ebene des Regionalplanes für 
den Regierungsbezirk Düsseldorf (RPD 2018).  

Der Regionalplan stellt den Bebauungsplanbereich als Allgemeinen Siedlungsbereich (ASB) 
dar. Damit steht die Planung weiterhin in Einklang mit den Zielen der Raumordnung und Lan-
desplanung. 

 
3.2 Flächennutzungsplan 

Im Flächennutzungsplan ist für das gesamte Gemeindegebiet die sich aus der beabsichtigten 
städtebaulichen Entwicklung ergebende Art der Bodennutzung nach den voraussehbaren Be-
dürfnissen der Gemeinde in den Grundzügen dargestellt. 

Der Flächennutzungsplan stellt den Änderungsbereich als Wohnbaufläche dar. Für diese Dar-
stellung erfolgte nach Aufstellung des Bebauungsplanes unter Anwendung des § 13a Abs. 2 Nr. 
2 BauGB eine Anpassung im Wege der Berichtigung. Die Bebauungsplanänderung entwickelt 
sich insofern aus der FNP-Darstellung. 

E 23/2 

Geltungsbereich 
1. Änderung 
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3.3 Verfahrensabwicklung als „Vereinfachtes Verfahren“ gemäß § 13 BauGB 

Durch das Änderungsverfahren werden die Grundzüge der Planung nicht berührt. Die Festset-
zungen zur Art der baulichen Nutzung werden nicht angetastet, diejenigen zum Maß der bauli-
chen Nutzung nur geringfügig verändert. Von daher liegen die Voraussetzungen zur Abwicklung 
des Verfahrens als vereinfachtes Verfahren nach den Bestimmungen des § 13 BauGB vor. 

Von diesen verfahrenserleichternden Vorschriften wird Gebrauch gemacht. Hierbei entfällt u.a. 
das Erfordernis zur Durchführung einer Umweltprüfung und zur Erstellung eines Umweltberich-
tes im Sinne des § 2a BauGB. 

 

4. Landespflegerische Vorgaben 

4.1 Landschaftsplan 

Das Plangebiet befindet sich im zentralen Innenbereich. Darüber hinaus wurde für den Stadtbe-
reich von Emmerich am Rhein bislang noch kein Landschaftsplan nach Bundesnaturschutzge-
setz aufgestellt. Insofern greifen die Bestimmungen eines solchen Regelwerkes nicht auf dieses 
Planverfahren. 
 

4.2 Schutzgebiete 

Schutzgebiete oder geschützte Objekte im Sinne des nationalen Naturschutzrechts existieren 
im Plangebiet nicht. Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung oder Europäische Vogel-
schutzgebiete liegen im Plangebiet oder seinem Umfeld ebenso wenig vor wie ein Lebensraum-
typ nach der Fauna-Flora-Habitatrichtlinie (FFH-Richtlinie). 
 
Auswirkungen auf die nächst gelegenen naturschutzrechtlichen Schutzgebiete durch die Pla-
nung sind auch aufgrund der Vorbelastung durch die übrige umgebende Siedlungsstruktur auf 
der nördlichen Seite des Rheins nicht erkennbar. Durch das Planverfahren werden diesbezüg-
lich keine größeren Störungen als bisher vorbereitet, da es sich bei dem Planbereich um eine 
bereits bebaute Fläche handelt und sich die zusätzlich geschaffenen baulichen Erweiterungs-
möglichkeiten an die vorhandene Siedlungsstruktur anpassen und vom Umfang her im Ge-
samtgefüge als untergeordnet zu erachten sind. 

 

5. Planungsziel 

Planungsziel dieser Bebauungsplanänderung ist die geringfügige Anpassung der bestehenden 
Bebauungsplanfestsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung an die geplante Erweiterung 
des Bestandsgebäudes Rheinpromenade 43 zur Sicherstellung ihrer planungsrechtlichen Zu-
lässigkeit, um die Umsetzung der städtebaulich beabsichtigen und in den beiden Bebauungs-
plänen E 18/9 -Rheinpromenade / Steinstraße- und E 23/2 - Fährstraße / Hinter dem Hirsch- 
vorbereitete Torwirkung im Einmündungsbereich der Fährstraße in die Rheinpromenade durch 
eine gegenüber den jeweilig angrenzenden Gebäuden überhöhte, pfeilerförmige Bebauung zu 
gewährleisten. 

 

6. Änderung der bestehenden planungsrechtliche Festsetzungen 

Die bisherige Festsetzung eines „Besonderen Wohngebietes“ (WB) im Sinne des § 4a BauNVO 
im Bebauungsplan E 23/2 zur Art der baulichen Nutzung für das Antragsgrundstück bleibt un-
verändert erhalten, da sich das Entwicklungsziel für den betroffenen innerstädtischen Bereich 
an der Rheinpromenade mit seiner bevorzugten Wohnlage und überwiegenden Wohnnutzung 
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nicht geändert hat. Die geplante bauliche Erweiterungsmaßnahme steht mit dieser Festsetzung 
weiterhin in Einklang. 

Gleiches gilt auch für die bisherigen Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung hinsicht-
lich Anzahl der Vollgeschosse und GRZ sowie zur geschlossenen Bauweise. Darüber hinaus 
bleiben auch die Nutzungsbeschränkungen mit dem Ausschluss von Vergnügungsstätten und 
Bordellen sowie bordellähnlichen Betrieben weiterhin bestehen. 

Das geplante Aufstockungsvorhaben weicht in den nachfolgenden Punkten geringfügig von den 
Festsetzungen des Bebauungsplanes E 23/2 zum Maß der baulichen Nutzung ab. Durch eine 
Anpassung an das Vorhaben wird eine rechtssichere bauplanungsrechtliche Zulässigkeits-
grundlage geschaffen. 

 

6.1  Höhenfestsetzung für das Gebäude Rheinpromenade 43 

Der Bebauungsplan E 23/2 setzt für das Antragsgrundstück in Anpassung an die maximale Ge-
bäudehöhe des gegenüber liegenden überhöhten Eckgebäudes bislang eine maximale Gebäu-
dehöhe von 37,0 m NHN fest. 

Infolge der von der seinerzeitigen Baugenehmigung abweichend, nämlich jeweils um 0,25 m 
höher errichteten 5 Geschosse liegt die OK des 5. Bestandsgeschosses des Gebäudes Rhein-
promenade 43 bereits bei einer Höhe von rd. 31,7 m NHN. Dies wurde bei Aufstellung des Be-
bauungsplanes nicht noch einmal konkret überprüft, da von einer korrekten Darstellung der 
Nachbarbebauung in den seinerzeit aktuell vorliegenden Bauunterlagen für das angrenzende 
Neubauvorhaben Rheinpromenade 44 ausgegangen wurde. Danach hätte die OK des höchsten 
Vollgeschosses eine Höhenlage von etwa 30,6 m NHN einnehmen sollen. Die festgesetzte ma-
ximale Gebäudehöhe von 37,0 m HNH hätte dann bei Aufstockung um zwei Geschossebenen 
für eine Wohnnutzung üblicher Geschosshöhe eingehalten werden können.  

In der vorliegenden Situation ist dies allerdings nicht mehr möglich. Die festgesetzte Maximal-
gebäudehöhe von 37,0 m NHN würde aktuell nur unter Verzicht auf eine zweite zusätzliche Ge-
schossebene und damit unter Minderung der städtebaulichen Wirkung des Vorhabens in der 
unmittelbaren Umgebung eingehalten werden können. Um für das Bestandsgebäude aber eine 
vergleichbare Überhöhung gegenüber der angrenzenden Bebauung wie das Eckgebäude 
Rheinpromenade 42a zu erlangen, ist damit die Überschreitung der Festsetzung der Gesamt-
gebäudehöhe zwingend erforderlich.  

Das beantragte Vorhaben nimmt eine Gesamthöhe von 38,03 m NHN ein. Zur Ermöglichung 
der Errichtung eines zweiten Aufstockungsgeschosses wird die bisher zulässige maximale Ge-
bäudehöhe von 37,0 m NHN auf 38,03 m NHN erhöht und gleichzeitig als zwingendes Höhen-
maß festgesetzt. Die im Bebauungsplan E 23/2 festgeschriebene Abstufung der sich in Rich-
tung St.-Martini-Kirche anschließenden Bebauung wird hierdurch nicht in Frage gestellt. Für den 
allgemeinen Betrachter wird die Überschreitung aus dem beengten Verkehrsraum vor dem 
Grundstück nicht erkennbar sein, da sich der gegenüber liegende Torpfeilerbau nicht unmittel-
bar anschließt und dessen Höhe darüber hinaus optisch noch durch aufgeständerte Solarpa-
neele mit bestimmt wird. 

Auswirkungen der Gebäudeerhöhung auf die Nachbarschaft ergeben sich infolge des hierdurch 
erzeugten größeren Schattenwurfes, der sich auch umliegende Wohnnutzungen auswirken 
könnte.  

Zur Beurteilung, ob die Gebäudeerhöhung gegenüber dem derzeitigen Planungsrecht im Be-
bauungsplan E 23/2 zu einer nicht zumutbaren Verschattung der bestehenden Umgebungsbe-
bauung führt, wird auf die DIN 5034 -1  zurückgegriffen. In der DIN 5034 (Tageslicht in Innen-
räumen) wird – auf eine ausreichende natürliche Belichtung von Wohnungen zielend – gefor-
dert, dass 
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• mindestens ein Aufenthaltsraum (z.B. Schlafzimmer, Wohnzimmer, Küche) 
• zur Tag- und Nachtgleiche (21.03. / 23.09.) 
• in der Mitte des Fensters 
• für mindestens vier Stunden 

 
belichtet sein muss. 

Die Ermittlung der Verschattungswirkungen wird auf der Grundlage des Verfahrens H.B. Fisher 
/ W. Kürte durchgeführt. Hierin sind die Schattenwürfe während der Tageszeit, in der die Sonne 
über dem Horizont erscheint, zu den vollen Stunden nachgewiesen. Es gilt jeweils die Ortszeit.  

In der nachstehenden Abbildung sind die Schattenwürfe des Gebäudes Rheinpromenade 43 
entsprechend der bisherigen maximal zulässigen Aufstockungshöhe von 37,0 m NHN jeweils 
zur vollen Stunde Ortszeit als Farbflächen dargestellt. Hierbei sind hinter der Schattenquelle 
stehende Gebäude, die in der Örtlichkeit vom Schattenfall erfasst werden und selbst Schatten 
verursachen, nicht berücksichtigt, so dass die Darstellung dem theoretischen Fall einer unge-
hinderten Schattenausbreitung des Vorhabens bis zum Geländeniveau entspricht. 

Abbildung 2: Schattenwurf 

 

 

Die dargestellten Farbflächen entsprechen dem Schattenwurf je zur vollen Stunde Ortszeit, wie 
er von dem Gebäude Rheinpromenade 43 im Fall einer Aufstockung bis zum bislang festge-
setzten maximalen Höhenmaß von 37,0 m NHN gebildet würde. Mit blauer Umrandung sind die 
jeweils verlängerten Schattenflächen markiert, wie sie sich bei dem beantragten Vorhaben einer 
um 1,03 m höheren Gebäudeoberkante ergeben würden. Insgesamt bewirkt die begehrte grö-
ßere Gebäudehöhe eine sich um ca. 2 m weiter nach Norden ausdehnende Verschattung.  

Infolge der Lage des Vorhabengrundstücks sowie der Schattenbildung der anschließenden Ge-
bäude werden durch den infolge der Planänderung erweiterten Schattenwurf nur wenige Wohn-
nutzungen erfasst. Es handelt sich hierbei westlich des Vorhabens um das Pastoratsgebäude 
Martinikirchgang 1-3 sowie das in Entstehung begriffene und im Eigentum des Antragstellers 
stehende Wohnhaus Rheinpromenade 44 und nach Osten die Wohngebäude auf der östlichen 
Straßenseite der Fährstraße.  
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Die theoretische Schatteneinwirkung des Vorhabens auf das Pastoratsgebäude beschränkt sich 
auf einen Zeitraum zwischen 6.00 Uhr und etwa 8.20 Uhr. In dieser Zeit würden die Fenster an 
der Südostfassade des Gebäudes ganz oder nur partiell verschattet. Da das Gebäude darüber 
hinaus währenddessen auch vom Schattenwurf der Nachbarbebauung Rheinpromenade 44 
erfasst wird, trägt das Vorhaben auch bei einer größeren Gebäudehöhe nicht zu einer unzu-
mutbaren Verschattung des Pastoratsgebäudes im Sinne der DIN 5034 bei.  

Die Verschattung des sich westlich an das Vorhaben anschließenden neuen Wohngebäudes 
Rheinpromenade 44 findet partiell in einem Zeitraum zwischen 06.00 Uhr und 12.00 Uhr statt 
und überstreicht nur die Dachebene. Für 6 Tagesstunden unterliegt das Gebäude keiner Ver-
schattung durch das Vorhaben. Darüber hinaus ist die gesamte Südfassade, zu der sich die 
hauptsächlichen Aufenthaltsräume der Wohnungen auch in den Zwerchhausaufbauten des 
Dachraumes ausrichten, nicht vom Schattenwurf des Vorhabens betroffen. Von daher ist auch 
hier eine unzumutbare Verschattung für den Fall der größeren Gebäudehöhe des Vorhabens 
nicht zu erkennen. 

Der Schattenwurf des Vorhabens erfasst darüber hinaus die Wohnhäuser an der Ostseite der 
Fährstraße allenfalls in der Zeit zwischen ca. 15.15 Uhr und 18.00 Uhr. Währenddessen liegen 
die niedrigeren Gebäude Fährstr. 1 und 3 im Schatten des gegenüber liegenden Gebäudes 
Fährstraße 4. Von daher wirkt sich die Erhöhung des Vorhabens allenfalls auf die oberen Ge-
schossebenen des Eckgebäudes Rheinpromenade 42a aus. Nachfolgende Abbildungen stellen 
den Umfang des Schattenfalles aus dem Vorhaben zur Ortszeit 16.00 Uhr und 17.00 Uhr dar. 

Abbildung 3: Schattenwurf auf das Gebäude Rheinpromenade 42a, 16.00 Uhr 
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Abbildung 4: Vertikaldarstellung Schattenwurf auf das Gebäude Rheinpromenade 42a, 16.00 Uhr 

 

 

Abbildung 5: Schattenwurf auf das Gebäude Rheinpromenade 42a, 17.00 Uhr 
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Abbildung 6: Vertikaldarstellung Schattenwurf auf das Gebäude Rheinpromenade 42a, 17.00 Uhr 

 

Aus den vorstehenden Abbildungen ist zu entnehmen, dass der Schattenwurf im bezeichneten 
Zeitraum das Eckgebäude nur in dem vorspringenden Abschnitt der Fährstraßenfassade er-
fasst, wo das Gebäude auf 6 Geschosse und im nördlichen Teil auf 5 Geschosse abgestuft ist.  

Um 16.00 Uhr wird der südliche Abschnitt dieser Teilfassade von etwa 2,6 m nicht von Schat-
tenwurf erfasst. Bei Einhalten der bisher festgesetzten maximalen Gebäudehöhe wäre die Fas-
sade danach in der Ebene des 5. OG ebenfalls nahezu unverschattet, während das darunter 
liegende 4. OG etwa zu einem Drittel verschattet wird. Bei Aufstockung des Vorhabens gemäß 
Antrag würde die Verschattung entsprechend um rd. 1 m nach oben zunehmen und damit ins-
besondere im 4. OG auswirken. 

Um 17.00 Uhr ist der betroffene Fassadenabschnitt nach bisheriger Höhenfestsetzung in der 
nördlichen Hälfte teilweise nicht von Schatten erfasst. An der Grenze zum Nachbargebäude 
Fährstraße 3 würde eine Teilfläche von bis zu ca. 1,6 m unterhalb der OK des 5. OG nicht von 
Schatten erfasst. Betroffen ist hiervon aber im Wesentlichen der Bereich der Herabstufung auf 5 
Geschosse. Die Gebäudeaufstockung auf dem Antragsgrundstück in der beantragten Höhe 
würde die Fassade der Geschossebene des 5. OG nahezu vollständig verschatten. 

Aufgrund dieser Situation sind allerdings keine wesentlichen Auswirkungen in Hinblick auf die 
Verschattungseinwirkungen auf das Eckgebäude Rheinpromenade 42a zu befürchten. Einer-
seits wird das Gebäude nur über einen Zeitraum von etwa 2 ¾ Stunden durch das Vorhaben 
verschattet. Andererseits wird die Südfassade des Gebäudes zur Rheinpromenade hin gar nicht 
verschattet, so dass die hierhin angeordneten Hauptaufenthaltsräume der einzelnen Wohnein-
heiten je Geschossebene nicht betroffen sind. Von daher sind etwaige Beeinträchtigungen aus 
einem vergrößerten Schattenwurf des Vorhabens auch für die Wohnbebauung an der Ostseite 
der Fährstraße nicht als erheblich zu erachten.  

Neben den genannten Wohngebäuden betrifft der Schattenwurf der erhöhten Gebäudeaufsto-
ckung auch die Verwaltungsgebäude der Stadtverwaltung (Rathausneubau und ehemaliges 
evgl. Pastorat Hinter dem Hirsch 7) sowie das Bürohaus Fährstr. 4. Seitens dieser Büronutzun-
gen kann ein erhöhter Schutzanspruch wie bei einer Wohnnutzung nicht geltend gemacht wer-
den. Bei dem direkt anschließenden Nachbargebäude Fährstraße 4 tangiert der Schattenwurf 
aus dem Vorhaben die Dachfläche in einem Zeitraum von etwa 9.00 Uhr bis 18.00 Uhr in unter-
schiedlichen Anteilen. Dabei könnte eine Beeinträchtigung durch die Schatteneinwirkung einer 
gegenüber dem bestehenden Planungsrecht höheren Aufstockung beim Wandern des Schat-
tenwurfes im Tagesverlauf allenfalls für die Dachflächenfenster im südlichen Abschnitt der 
nordwestlichen Dachfläche eintreten, da das vorhandene Satteldach des Gebäudes Fährstr. 4 
und dessen Anbindung an den Rathausneubau je nach Sonnenstand für die Dachflächenfens-
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ter zur Fährstraße hin sowie die Dachflächenfenster im nördlichen Abschnitt der rückwärtigen 
Dachfläche bereits eine Eigenverschattung bewirkt. Die Büroräume im südwestlichen Teil des 
Dachgeschosses sind zwar in der Zeit von etwa 09.30 Uhr bis 15:30 Uhr teilweise vom Schat-
tenwurf des Vorhabens erfasst, jedoch verbleiben 6 Stunden der Tageszeit, in der die Sonnen-
einstrahlung nicht durch das Vorhaben verhindert wird. Infolge des geringen Abstandes zum 
Vorhabengrundstück stellt sich die betreffende Verschattung auch nach dem bisherigen Be-
stand sowie nach dem derzeitigen Planungsrecht ein. Die geplante Vergrößerung der Gebäu-
dehöhe wirkt sich auf die betroffenen Dachflächenfenster des Nachbargebäudes daher allen-
falls marginal aus. Darüber hinaus befindet sich der betroffene rückwärtige Fassadenabschnitt 
des Bürogebäudes Fährstr. 4  in Verlängerung der Straßenfläche „Hinter dem Hirsch“, was ver-
hindert, dass hier weitere Gebäude mit einer Minderung der Belichtungsverhältnisse davorge-
setzt werden könnten. 

Aus den vorstehenden Ausführungen zum Schattenwurf zum Zeitpunkt der Tag-/Nachtgleiche 
geht hervor, dass unzumutbare Beeinträchtigung der Wohnnutzung im Sinne der DIN 5034 in 
den Gebäuden westlich und östlich der neuen Bebauung nicht eintreten wird. Ebenso wenig ist 
eine unzumutbare Beeinträchtigung der partiell vom Schatten des Vorhabens erfassten Bü-
ronutzungen in der näheren Umgebung erkennbar. 

 

 

Für das Bauvorhaben ergibt sich nach neuerer Rechtsprechung die Notwendigkeit, bei Baulini-
enfestsetzungen zur Befreiung von einem erforderlichen Abstandflächennachweis zusätzlich 
konkrete, zwingend festgesetzte Gebäudehöhenfestsetzungen zu treffen. Da es ansonsten zu 
einem Abstandflächenerfordernis käme, welches bei der beengten Grundstücks- und Bebau-
ungssituation im betroffenen Eckbereich bereits im Bestand nicht erfüllt werden kann und unzu-
lässige Überlagerungen mit Abstandflächen der benachbarten Bebauung bewirken würde, 
muss dieser Mangel beseitigt werden, um die planungsrechtliche Zulässigkeit des Vorhabens 
insgesamt zu sichern. Daher werden neben der vorgenannten Gesamtgebäudehöhe in Anpas-
sung an das beantragte Vorhaben Höhenfestsetzungen je Geschossebene ergänzt und die Hö-
henmaße jeweils als zwingende Maße festgesetzt. 

 

6.2  Ausnahmeregelung zur Überschreitung der Baulinien in den Aufstockungsge-
schossebenen  

Die überbaubare Fläche auf dem Grundstück Rheinpromenade 43 wird durch Baulinien in An-
passung an den bestehenden Gebäudegrundriss definiert. Da das Bestandsgebäude zur ener-
getischen Sanierung an den jeweiligen Außenfassaden mit einer Wärmeschutzdämmfassade 
versehen werden soll, kommt es auf diese Weise zu einer Überschreitung der jeweiligen Bauli-
nien um das Dämmmaß von 18 cm. Eine solche geringfügige Baulinienüberschreitung ist nach 
§ 248 BauGB für Maßnahmen zum Zwecke der Energieeinsparung an bestehenden Gebäuden 
zulässig. Im vorliegenden Fall sind die neu errichteten Erweiterungsgeschossebenen jedoch 
nicht von besagter Ausnahmeregelung erfasst. Zur Einhaltung der hierfür bisher festgesetzten 
Baulinien müssten die Außenwände von daher hier anstelle auf dem bestehenden Mauerwerk 
der darunter liegenden Geschosse mit einem statisch höchst problematischen Rücksprung um 
das Maß der Wärmedämmung errichtet werden. Auch städtebaulich erscheint eine solche Lö-
sung nicht wünschenswert. 

Um bei durchgehendem Außenmauerwerk die planungsrechtliche Zulässigkeit der Anbringung 
des beantragten Wärmedämmungsverbundsystems für die Neubauteile in den Aufstockungs-
geschossebenen zu sichern, wird eine Ausnahmeregelung getroffen, nach der eine Überschrei-
tung der Baulinien bis zum Maß von 18 cm in diesen Geschossen zugelassen werden kann, 
wenn die bauliche Maßnahmen, die die Überschreitung verursachen, der Wärmedämmung die-
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nen. Diese Regelung korrespondiert hinsichtlich der dabei teilweise stattfindenden Inanspruch-
nahme des Luftraumes der Nachbargrundstücke mit einer Bestimmung des Nachbarrechtsge-
setzes NRW, nach wiederum bei bestehenden Gebäuden eine Grenzüberschreitung bis zu 25 
cm durch Wärmdämmfassaden zu dulden ist.  

 

6.3  Anpassung der südöstlichen Baulinie der Aufstockungsgeschossebenen 

Auf der seinerzeitigen Bebauungsstudie für die Aufstockung des Gebäudes Rheinpromenade 
43 basierend setzt der Bebauungsplan E 23/2 in der Südostfassade der beiden Erweiterungs-
geschosse einen leichten Knick fest. Geplant ist nunmehr eine geradlinige Verlängerung der 
Treppenhausfassade zur Fährstraße. Damit tritt die betreffende Fassade geringfügig hinter die 
bestehende Baulinienfestsetzung zurück. Diese Abweichung wird mit einer entsprechenden 
Anpassung des Baulinienverlaufes an den Bauantrag ausgeräumt. 

 

7. Von der Planung berührte öffentliche Belange 

7.1 Belange von Natur und Landschaft 

Bei der Aufstellung bzw. Änderung von Bebauungsplänen sind die Belange des Umweltschut-
zes sowie die Belange von Naturschutz und Landschaftspflege zu berücksichtigen (§ 1 Abs. 5 
Nr. 7 BauGB). Die Abwägung dieses allgemeinen Planungsleitsatzes wird durch die Regelung 
des § 1 a BauGB konkretisiert. 

Das Bebauungsplanaufstellungsverfahren E 23/2 wurde im beschleunigten Verfahren nach § 
13a BauGB durchgeführt. Hierbei galten Eingriffe, die durch die Aufstellung dieses Bebauungs-
planes vorbereitet werden, als im Sinne des § 1 a Abs. 3 Satz 5 BauGB vor der planerischen 
Entscheidung erfolgt oder zulässig. Eine Bilanzierung eventueller Eingriffe in Natur und Land-
schaft wurde daher im Rahmen des Bebauungsplanaufstellungsverfahrens nicht erforderlich. 
Gleiches gilt für die anstehende 1. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes. 

Eine zusätzliche Bodenversiegelung wird im Rahmen des Verfahrens zur 1. vereinfachten Än-
derung nicht vorbereitet, da das Antragsgrundstück bereits bebaut ist und nur in der Höhe er-
weitert werden soll. 

 

7.2 Artenschutz 

Das Verfahrensgebiet befindet sich im zentralen Innenstadtbereich des Emmericher Stadtgebie-
tes und ist nicht in den Geltungsbereich eines Landschaftsplans einbezogen. Die Planfläche 
beinhaltet weder Schutzgebiete noch geschützte Objekte im Sinne des nationalen Naturschutz-
rechts. Im Plangebiet selbst oder seinem unmittelbaren Umfeld liegen weder Gebiete von ge-
meinschaftlicher Bedeutung noch kommen Europäische Vogelschutzgebiete wie ein Lebens-
raumtyp nach der Flora-Fauna-Habitatrichtlinie (FFH-Richtlinie) vor. 

Das Verfahrensgebiet dieser Änderung betrifft ein bereits nahezu vollständig bebautes Grund-
stück und ist in Bezug auf die Auswirkung auf geschützte planungsrelevante Arten durch mas-
sive Störfaktoren und den hohen Versiegelungsgrad erheblich vorbelastet. Die im Rahmen der 
Bebauungsplanaufstellung erstellte artenschutzrechtliche Prüfung (ASP)1 der Stufe I ist seiner-
zeit zu dem Einschätzung gelangt, dass durch die Realisierung der Planung planungsrelevante 
Arten nicht verletzt oder getötet werden (§ 44 Abs. 1 BNatSchG) bzw. Fortpflanzungs- und Ru-
hestätten nicht beschädigt oder zerstört werden (§ 44 Abs. 5 BNatSchG). Ferner wurden keine 
Störungen zu erwartet, die zu einer Verschlechterung des Erhaltungszustandes lokaler Popula-

                                                
1 „Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag zur Aufstellung Bebauungsplans E 23/2 -Fährstraße / Hinter dem Hirsch“, 
StadtUmBau Ingenieurgesellschaft mbH, Kevelaer vom 19.05.2014 
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tionen führen könnten. Darüber hinaus war keine Beeinträchtigung der ökologischen Funktion 
von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten einer planungsrelevanten Art im räumlichen Zusammen-
hang zu befürchten. 

Die Aussagen der ASP I treffen für den Fall der geringfügigen Änderungen der planungsrechtli-
chen Festsetzungen in diesem Verfahren weiterhin zu. 

 

7.3 Denkmalpflegerische Belange 

Der Bebauungsplan E 23/2 regelt eine mit der Denkmalbehörde abgestimmte Abstufung der 
Gebäudehöhen an der Rheinpromenade von der Fährstraße in westlicher Richtung zur solitär 
stehenden St. Martini-Kirche. Durch die vorgesehene Erhöhung des Vorhabens Rheinprome-
nade 43 als Eckpfeiler der Bebauungsabfolge um 1 m erfolgt zwar eine gewisse Auflösung der 
sich bisher ergebenden strikt linearen Gebäudehöhenentwicklung, jedoch stellt diese die ge-
wünschte Abstufung zur Berücksichtigung der denkmalpflegerischen Belange nicht grundsätz-
lich in Frage.  

Abbildung 7:  Veränderte Höhenabwicklung Rheinpromenade 

 

 

Infolge der Entfernung des Änderungsbereiches zur St.-Martini-Kirche von etwa 85 m und vor 
dem Hintergrund der sich nach Osten anschließenden Silhouette der z.T. noch höheren Pro-
menadenbebauung wird die zur Gewährleistung der städtebaulichen Torwirkung an der Fähr-
straße erforderliche Überschreitung der bisher festgesetzten maximalen Gebäudehöhe bei der 
Aufstockung des Gebäudes Rheinpromenade 43 um zwei Geschosse auch in Bezug auf die 
Denkmalbelange weiterhin für vertretbar erachtet. 

 

8 Satzungsbeschluss 

Der Rat der Stadt Emmerich am Rhein hat den Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplanes 
E 23/2 -Fährstraße / Hinter dem Hirsch- mit der Entwurfsbegründung in seiner Sitzung am  
…………... gemäß § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen. 
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Emmerich am Rhein,  

Der Bürgermeister 

 

 

 

Peter Hinze 
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1 Einleitung 

Die Stadt Emmerich am Rhein plant die Aufstellung des Bebauungsplans E 
23/2 Fährstraße/Hinter dem Hirsch . 

Das Plangebiet befindet sich im Innenstadtgebiet Emmerichs und umfasst unter 
anderem das Grundstück, auf dem das Rathaus steht. Unmittelbar westlich liegt 
die Martini-Kirche, südlich grenzt die Rheinpromenade an. Das Plangebiet ist 
ca. 6.300 m² groß. 

Auf den Grundstücken Hinter dem Hirsch 7 sowie Rheinpromenade 44 ist der 
Neubau von Wohnhäusern geplant.  

Die StadtUmBau Ingenieurgesellschaft, Kevelaer wurde beauftragt, in einer Ar-
tenschutzrechtlichen Prüfung festzustellen, ob durch den geplanten Eingriff pla-
nungsrelevante Arten betroffen sein könnten und weitere Prüfungen  
notwendig werden. 
 

 

Abbildung 1: Lage der Planfläche (rot umrandet) 
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2 Rechtliche Grundlagen 

Im Rahmen dieses Bauvorhabens sind die Belange des Artenschutzes im Sinne 
des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) zu berücksichtigen.  

Aus den unmittelbar geltenden Regelungen des § 44 Abs. 1 BNatSchG i.V.m. 
§§ 44 Abs. 5 und 6 und § 45 Abs. 7 BNatSchG ergibt sich die Notwendigkeit der 
Durchführung einer Artenschutzprüfung (ASP) im Rahmen von Planungsverfah-
ren oder bei der Zulassung von Vorhaben. Damit sind die entsprechenden Ar-
tenschutzbestimmungen der FFH-RL und der V-RL in nationales Recht umge-
setzt worden. Bei Zuwiderhandlungen gegen die Artenschutzbestimmungen 
sind §§ 69ff BNatSchG zu beachten. 

Der Prüfumfang einer Artenschutzprüfung beschränkt sich auf die europäisch 
geschützten FFH-Anhang IV-Arten und die europäischen Vogelarten. Die natio-
nal besonders geschützten Arten sind nach Maßgabe des § 44 Abs. 5 Satz 5 
BNatschG von den artenschutzrechtlichen Verboten freigestellt und werden wie 
alle übrigen Arten grundsätzlich nur im Rahmen der Eingriffsregelung behan-
delt. 

Das Landesamt für Natur, Umwelt, und Verbraucherschutz NRW (LANUV) hat 
für Nordrhein-Westfalen eine naturschutzfachliche Auswahl derjenigen Arten 
getroffen, die bei der Artenschutzrechtlichen Prüfung im Sinne einer Art-für-Art-
Betrachtung einzeln zu bearbeiten sind (MURL 2007). Diese Arten werden in 
NRW planungsrelevante Arten genannt.  

Sofern in einem Untersuchungsraum diese planungsrelevanten Arten vorkom-
men und durch ein genehmigungspflichtiges Vorhaben eine Verletzung der 
Schädigungs- bzw. Störungsverbote des Bundesnaturschutzgesetzes zu erwar-
ten ist oder erfolgt, ist eine Einzelprüfung der betroffenen Arten durchzuführen. 
Es ist zu prüfen, ob Verbotstatbestände vom geplanten Vorhaben ausgehen 
können. 

In Nordrhein-Westfalen unterliegen derzeit 213 Tier- und Pflanzenarten der 
Verpflichtung einer artbezogenen Einzelprüfung. Die größte Artengruppe wird 
hierbei mit 134 Arten von den Vögeln eingenommen, Säugetiere sind mit der-
zeit 23 Arten, die Gruppe der Amphibien und Reptilien ist mit 13 Arten vertreten. 
Von den über 30.000 wirbellosen Tierarten gelten lediglich 34 Arten als pla-
nungsrelevant; die Anzahl der Farn- und Blütenpflanzen ist im Verhältnis zu 
ihrem Gesamtartenbestand in Nordrhein-Westfalen mit nur 9 planungsrelevan-
ten Arten relativ gering. 
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3 Planungsvorgaben 

Gebietsentwicklungsplan / Flächennutzungsplan 

Im Regionalplan des Regierungsbezirks Düsseldorf ist das Plangebiet dem All-
gemeinen Siedlungsbereich (ASB) zugeordnet.  

Im Flächennutzungsplan der Stadt Emmerich am Rhein ist das Rathaus als 
Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung Verwaltung  und das 
Grundstück Hinter dem Hirsch 7 als Fläche für den Gemeinbedarf mit der 
Zweckbestimmung Kirche  dargestellt. Der übrige Teil des Plangebietes ist als 
Gemischte Baufläche sowie als Sanierungsgebiet dargestellt.  

Für Teile des Plangebiets ist deshalb eine Änderung des FNP erforderlich. Die-
se wird unter Anwendung des § 13a Abs. 2 Nr.2 BauGB nach Aufstellung des 
Bebauungsplans durchgeführt. 

Landschaftsplan 

Das Plangebiet befindet sich im Innenbereich und damit nicht im Geltungsbe-
reich eines Landschaftsplans. Des Weiteren wurde noch kein Landschaftsplan 
für den Stadtbereich von Emmerich am Rhein aufgestellt. 

Vorgaben des Naturschutzrechts 

Naturschutzgebiete oder geschützte Objekte im Sinne des nationalen Natur-
schutzrechts existieren im Plangebiet nicht. Gebiete von gemeinschaftlicher 
Bedeutung oder Europäische Vogelschutzgebiete1 liegen im Plangebiet oder 
seinem Umfeld ebenso wenig vor wie ein Lebensraumtyp nach der Fauna-
Flora-Habitatrichtlinie2 (FFH-Richtlinie). 

                                                
1  Vogelschutz-Richtlinie - Richtlinie des Rates vom 2. April 1979 über die Erhaltung der wild 

lebenden Vogelarten (79/409/EWG). - Amtsblätter der Europäischen Gemeinschaft 
Nr. l103/1 vom 25.04.1979 

2  FFH-Richtlinie - Richtlinie 92/43 EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der na-
türlichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen. - Amtsblätter der Eu-
ropäischen Gemeinschaft Nr. L206/7 vom 22.07.1992 
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4 Artenschutzrechtliche Prüfung 

4.1 Beschreibung des Plangebiets und seiner Umgebung 

Ein großer Teil des Plangebiets ist bereits nahezu vollständig bebaut. Lediglich 
die Grundstücke Rheinpromenade 44 sowie Hinter dem Hirsch 7 besitzen Gar-
tenbereiche.  

Im Norden des Geltungsbereichs befindet sich das Rathaus. Entlang der Stein- 
und Fährstraße liegen Gebäude in geschlossener Bauweise, die im EG Laden-
lokale und in den weiteren Geschossen Wohnnutzung aufweisen. 

Zur Rheinpromenade hin befinden sich nur Wohnungen. Das Haus Rheinpro-
menade 44, ein Einfamilienhaus, soll abgerissen werden. 

Die nähere Umgebung ist insbesondere durch die Martini-Kirche im Westen, 
den Rhein im Süden sowie die Wohn- bzw. Mischnutzung im Osten geprägt. 
Die weitere Umgebung ist vom Siedlungsgebiet Emmerich geprägt. 

4.2 Vorprüfung der Wirkfaktoren 

Nachfolgend werden die Wirkfaktoren aufgeführt, die bei der Realisierung des 
Bauvorhabens zu einer Beeinträchtigung von Tier- und Pflanzenarten führen 
können. 

Zu beachten sind bei der geplanten Eingriffsmaßnahme bau-, anlagen- und be-
triebsbedingte Wirkfaktoren. Es ist zu prüfen, ob diese Wirkfaktoren dazu führen 
können, dass Exemplare einer europäisch geschützten Art erheblich gestört, 
verletzt oder getötet werden. Darüber hinaus wird geprüft, ob die Wirkfaktoren 
so gravierend sind, dass die ökologische Funktion der Fortpflanzungs- oder 
Ruhestätten nachhaltig beeinträchtigt werden. Zu berücksichtigen ist dabei ne-
ben der eigentlichen Planfläche auch deren nähere Umgebung. 

Baubedingte Wirkfaktoren 

• Während der Baufeldräumung und durch den weiteren Einsatz von Ma-
schinen und Baufahrzeugen kann es zur Tötung wild lebender Tiere 
kommen.  

• Mit der Baumaßnahme treten in der Regel temporäre Lärmemissionen 
durch den Baustellenverkehr sowie durch Baugeräte auf. Je nach Inten-
sität kann diese Lärmbelastung zur Vergrämung einzelner Arten führen. 
Außerdem können durch Lärm- und Lichtimmissionen wild lebende Tiere 
bei ihrer Fortpflanzung erheblich gestört werden. 

• Durch den Einsatz von Maschinen und Baufahrzeugen sowie im Zuge 
der Baufeldvorbereitung kann es zur Zerstörung und zum Verlust von 
Lebensstätten Boden brütender Vogelarten kommen. 

• Die Durchführung der Baumaßnahme hat in der Regel eine verstärkte 
menschliche Anwesenheit im Baugebiet zur Folge, was von den meisten 
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wild lebenden Tieren als Störung empfunden und zur dauerhaften Ver-
treibung aus dem Gebiet führen kann. 

Anlagenbedingte Wirkfaktoren 

• Die Umsetzung baulicher Maßnahmen hat in der Regel eine Verände-
rung der ehemals vorhandenen Nutzungs- und Biotopstrukturen in einem 
Baugebiet zur Folge. Diese Veränderungen können neben der direkten 
Zerstörung von Biotopstrukturen zu einer dauerhaften Zerstörung geeig-
neter Lebensräume betroffener Tier- und Pflanzenarten führen, die dann 
nicht mehr oder nur eingeschränkt genutzt werden können. 

• Visuelle Störungen durch das Vorhandensein neuer Vertikalstrukturen 
(Gebäude) als Sichthindernisse für im Offenland brütende Vogelarten 
können zu einer Entwertung der Bruthabitate führen. 

• Künstliches Licht wirkt in der Regel durch einen relativ hohen UV-Anteil 
im Lichtspektrum auf viele nachtaktive Insekten besonders anziehend. 
Hierdurch besteht die Gefahr der direkten Verbrennung an den Leuch-
tenbauteilen oder dem Eindringen in das Leuchtengehäuse, was eben-
falls zum Tode der Tiere führen kann. 

• Veränderungen der Geländemorphologie können zu Veränderungen des 
Grundwasserkörpers und des Abflussverhaltens von Niederschlagswas-
ser (ins Grundwasser, in Oberflächengewässer) führen. 

Betriebsbedingte Wirkfaktoren: 

• Durch die Bebauung der Planfläche kommt es infolge von diversen Vor-
gängen wie z. B. Beleuchtung, Bewegung und Personengeräuschen zu 
Licht- und Lärmimmissionen, die zu Störungen führen können.  

• Auftreten einer Störwirkung durch Nutzung von Freiflächen im Umfeld 
neu entstandener Wohngebiete durch Freizeit- und Erholungssuchende 
(z.B. Spaziergänger, freilaufende Hunde, Radfahrer). 

• Neu entstandene oder stärker frequentierte Straßen können zu erhöhter 
Mortalität durch Tierkollisionen führen. 

• Mit der Realisierung des Bauprojekts geht der bereits bestehende Kraft-
fahrzeugverkehr weiter, was für wild lebende Tiere auch weiterhin zu ne-
gativen visuellen und akustischen Effekten führen wird. 

4.3 Methode 

Das Plangebiet wurde im Rahmen einer Vogelkartierung begangen und Vögel 
aufgrund von Sichtbeobachtungen und Lautäußerungen erfasst. Die nähere 
Umgebung wurde auf mögliche Neststandorte abgesucht. 

Während der Ortsbegehung wurde das gesamte Untersuchungsgebiet per 
Sichtkontrolle auf Strukturen abgesucht, die das Vorkommen von Fledermäu-
sen und Reptilien wahrscheinlich erscheinen lassen. Gleichzeitig wurde das 
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Untersuchungsgebiet als Landlebensraum möglicher Amphibienarten abgegan-
gen.  

4.4 Ortsbesichtigung 

Am 16.05.2014 wurde eine Ortsbesichtigung des geplanten Eingriffsgebietes 
zur Erfassung der im Plangebiet planungsrelevanten Arten durchgeführt.  

4.5 Ergebnisse - Vögel 

Im Untersuchungsgebiet konnten während des Beobachtungszeitraumes insge-
samt 9 verschiedene Vogelarten nachgewiesen werden (s. Tabelle 1). Die für 
das Messtischblatt 4103 bislang nachgewiesenen planungsrelevanten Arten 
finden im Plangebiet keinen adäquaten Lebensraum.  

Tabelle 1: Während der Ortsbesichtigung angetroffene Vogelarten 

 
Wissenschaftlicher Name 

 
Deutscher Name 

 
planungs- 
relevant 

Apus apus Mauersegler nein 

Columba palumbus Ringeltaube nein 

Corvus corone corone  Rabenkrähe nein 

Corvus monedula Dohle nein 

Corvus frugilegus Saatkrähe ja 

Fringilla coelebs Buchfink nein 

Passer domesticus Haussperling nein 

Streptopelia decaocto Türkentaube nein 

Sylvia atricapilla Mönchsgrasmücke nein 

Turdus merula Amsel nein 

 

4.5.1 Planungsrelevante Vogelarten 

Während der Ortsbesichtigung wurde auf der Planfläche eine planungsrelevan-
te Art im Überflug gesichtet. Im angrenzenden Baumbestand, außerhalb des 
Plangebietes, sowie in der näheren Umgebung befinden sich Nester von Saat-
krähen. Da diese Bäume  und somit die Nester  nicht vom Eingriff betroffen 
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sind ist eine Betroffenheit der Art auszuschließen. Eine Einzelbetrachtung ent-
fällt daher. 

4.5.2 Nicht planungsrelevante Vogelarten 

Die bei der Begehung angetroffenen Vogelarten wie beispielsweise Amsel, 
Buchfinken etc. haben für die Artenschutzrechtliche Prüfung keinerlei Relevanz 
und finden daher hier keine weitere Beachtung. In NRW weit verbreitete Vogel-
arten (aber auch solche der Vorwarnliste) werden als nicht planungsrelevant 
eingestuft. Für diese gelten zwar auch die artenschutzrechtlichen Verbote, sie 
sollen aber nach Empfehlung des LANUV NRW im Rahmen der Artenschutz-
rechtlichen Prüfung nicht artspezifisch gesondert betrachtet werden (Kiel 2007). 
Sie befinden sich derzeit in NRW in einem günstigen Erhaltungszustand und 
sind im Regelfall bei Planverfahren nicht von populationsrelevanten Beeinträch-
tigungen bedroht (Kiel 2007). Auch sind grundsätzlich keine Beeinträchtigungen 
der ökologischen Funktion ihrer Lebensumstände zu erwarten (Kiel 2007).  

4.6 Auswertung des Fachinformationssystems 

Um eine einheitliche Bearbeitung der Artenschutzthematik zu ermöglichen, hat 
das Land Nordrhein-Westfalen alle relevanten Informationen zu den geschütz-
ten Arten im Fachinformationssystem (FIS) Geschützte Arten in NRW  aufbe-
reitet (Kiel 2005a, 2007b, LANUV 2007a). 

Die Erfassung der vor Ort angetroffenen Arten während der Ortsbesichtigung 
kann nicht vollständig sein, sondern liefert lediglich eine Momentaufnahme. Ne-
ben der über die Ortsbesichtigung erfassten Arten, erfolgte eine Abfrage des 
Fachinformationssystems Nordrhein-Westfalens am 15.05.2014 für die TK25 
4103 (Emmerich). Aus der Abfrage resultiert das in Tabelle 2 dargestellte Ar-
tenspektrum, reduziert um die Arten, die aufgrund ihrer Lebensweise und der 
vorkommenden Habitatbedingungen im Plangebiet von vornherein auszu-
schließen sind. 

Im Hinblick auf eine übersichtliche und systematisierte Prüfung möglicher Ver-
botstatbestände erfolgt eine Betrachtung der einzelnen Arten anhand von Ta-
belle 2. Diese enthält eine Auflistung aller artenschutzrechtlich relevanten Arten 
mit Bemerkungen hinsichtlich ihrer möglichen Betroffenheit durch das Vorha-
ben. 

Für den Planungsraum sind im Fundortkataster für planungsrelevante Arten des 
LANUV (@LINFOS) keine Fundorte verzeichnet. 
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Tabelle 2:  Planungsrelevante Arten im Messtischblatt 4103 (Emmerich) sowie 
Bemerkungen zum möglichen Betroffenheit im Eingriffsgebiet 

 
EHZ = Erhaltungszustand 
ATL = Atlantische Region 
 

G = günstig 
U = unzureichend 
S = schlecht 

 

Wissenschaftlicher 
Name Deutscher Name Status 

EHZ 
in 

NRW 
(ATL) 

Bemerkung 

 
Säugetiere 

 

Castor fiber Europäischer Biber 
Art vorhan-
den 

G 
Habitat ungeeignet. Keine 
Gewässer in der näheren Um-
gebung vorhanden.  

Eptesicus serotinus 
Breitflügelfledermaus 

Art vorhan-
den 

G 

keine Quartiere vorhanden, 
mögliche Jagdreviere und 
Zugstraßen bleiben unbeein-
trächtigt 

Myotis daubentonii 
Wasserfledermaus 

Art vorhan-
den 

G 

Nyctalus noctula 
Großer Abendsegler 

Art vorhan-
den 

G 

Pipistrellus pipistrellus 
Zwergfledermaus 

Art vorhan-
den 

G 

 
Vögel 

 

Accipiter gentilis  Habicht  sicher brü-
tend  

G Keine Horste betroffen. Habitat 
nicht geeignet, da kein Wech-
sel von Wald oder Waldoffen-
landschaft; Menschliche An-
wesenheit. 

Accipiter nisus  Sperber  
sicher brü-
tend 

G 

Keine Horste betroffen. Habitat 
nicht geeignet, da kein Wald 
oder Waldoffenlandschaft; 
Gehölze im Siedlungsbereich 
mit hohem Vogelaufkommen 
als Jagdbereich. Menschliche 
Anwesenheit. 

Alcedo atthis Eisvogel 
sicher brü-
tend G 

Habitat ungeeignet. Keine 
Gewässer in der näheren Um-
gebung vorhanden. 

Arcea cinerea Graureiher 
sicher brü-
tend G 

Habitat ungeeignet. Keine 
Gewässer in der näheren Um-
gebung vorhanden. 
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Fortsetzung Tabelle 2 

Wissenschaftlicher 
Name 

Deutscher Name Status 

EHZ 
in 

NRW 
(ATL) 

Bemerkung 

Asio otus  Waldohreule  
sicher brü-
tend 

G 

Habitat ungeeignet, keine of-
fene Landschaft mit Feldge-
hölzen oder Waldrand. Keine 
Altnester von Elstern, Raben-
krähen o.ä. vorhanden. 

Athene noctua  Steinkauz  
sicher brü-
tend 

G 
Habitat ungeeignet, da kein 
Höhlenangebot. Menschliche 
Anwesenheit 

Buteo buteo Mäusebussard sicher brü-
tend 

G 
Kein Horst betroffen. Habitat 
ungeeignet. Menschliche An-
wesenheit.  

Corvus frugilegus Saatkrähe 
sicher brü-
tend 

G 
Art vorhanden. Keine Nester 
betroffen. Allenfalls Randbe-
reiche eines Nahrungshabitats. 

Delichon urbica Mehlschwalbe 
sicher brü-
tend 

G  

Kein Neststandort betroffen. 
Als Luftjäger steht Nahrungs-
habitat auch nach der Ein-
griffsmaßnahme weiterhin zur 
Verfügung.  

Dryobates minor  Kleinspecht  
sicher brü-
tend G 

Habitat ungeeignet da keine 
Altholzbestände oder Morsch-
holz. Allenfalls Nahrungsgast. 

Falco subbuteo  Baumfalke  
sicher brü-
tend 

U 

Keine Horste betroffen. Habitat 
ungeeignet. Bevorzugt werden 
Brutplätze in Wäldern mit Alt-
holzbeständen, Krähennes-
tern. Strukturreiche Kulturland-
schaft mit Feuchtgebieten.  

Falco tinnunculus Turmfalke  
sicher brü-
tend 

G 
Kein Brutplatz betroffen. Allen-
falls Nahrungsgast.  

Hirundo rustica Rauchschwalbe 
sicher brü-
tend 

G  
Kein Neststandort betroffen. 
Habitat ungeeignet, keine 
bäuerliche Kulturlandschaft.  

Locustella naevia Feldschwirl 
sicher brü-
tend 

G 
Habitat ungeeignet, keine 
Feldflur, Heidegebiet oder 
feuchtes Extensivgrünland. 

Luscinia megarhynchos  Nachtigall  
sicher brü-
tend 

G 

Habitat ungeeignet, da keine 
Wälder oder Feldgehölze in 
Gewässernähe. Allenfalls Nah-
rungsgast. 

Luscinia megarhynchos Blaukehlchen 
sicher brü-
tend 

U 
Habitat ungeeignet, keine 
Feuchtgebiete in Flussauen, 
Moor oder Rieselfelder. 

Oriolus oriolus  Pirol 
sicher brü-
tend 

U  
Habitat ungeeignet, da keine 
ausgedehnten Wälder vorhan-
den. 



Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag zur Aufstellung  
des Bebauungsplans E 23/2 Fährstraße/Hinter dem Hirsch , der Stadt Emmerich 

 

StadtUmBau GmbH 10 

Fortsetzung Tabelle 2 

Wissenschaftlicher 
Name 

Deutscher Name Status 

EHZ 
in 

NRW 
(ATL) 

Bemerkung 

Perdix perdix Rebhuhn 
sicher brü-
tend 

U 
Habitat ungeeignet da keine 
Säume oder Wiesenränder 
vorhanden. Siedlungsraum. 

Phoenicurus phoeni-
curus  

Gartenrotschwanz  
sicher 
brütend 

U  

Habitat ungeeignet da keine 
Wälder oder alten Baumbe-
stände mit Höhlen vorhanden. 
Allenfalls Nahrungsgast. 

Remiz pendulinus  Beutelmeise  
sicher 
brütend U 

Habitat ungeeignet, keine 
Auwaldstadien, Weidenge-
büsche oder Gehölze an 
Gewässern. 

Saxicola rubicola Schwarzkehlchen  
sicher 
brütend 

U 

Habitat ungeeignet, kein Offen-
land, keine Grünlandflächen 
oder Brachen mit Gebüschen 
und Säumen. 

Streptopelia turtur Turteltaube 
sicher brü-
tend 

U  
Keine Nester betroffen, keine 
Wälder oder Feldgehölze, Al-
lenfalls Nahrungsgast. 

Tyto alba Schleiereule 
sicher brü-
tend 

G 
Habitat ungeeignet, da keine 
halboffene Landschaft, keine 
Nistmöglichkeit. 

 
Amphibien 

 

Bufo calamita Kreuzkröte 
Art vorhan-
den 

U 
Habitat ungeeignet, keine 
Wasserstellen (auch temporär) 
vorhanden. 

Triturus cristatus  Kammmolch  
Art vorhan-
den 

G 
Habitat ungeeignet, da keine 
Gewässer vorhanden. 

 
Reptilien 

 

Coronella austriaca Schlingnatter  
Art vorhan-
den U 

Habitat ungeeignet, da kein 
reich strukturierter, offener 
Lebensraum mit einem klein-
räumigen Mosaik aus vegetati-
onsfreien und grasigen Flä-
chen, Gehölzen, wärmespei-
chernde Substrate, keine aus-
reichenden Beutetiere  
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4.7 Artenschutzrechtliches Fazit   

4.7.1 Vögel 

Die im Messtischblatt aufgeführten Vogelarten übersteigen um ein Vielfaches 
die während der Ortsbegehungen angetroffen Arten. In Tabelle 2 dieses Arten-
schutzrechtlichen Fachbeitrages ist unter Bemerkung  aufgeführt, ob die ent-
sprechende Art unter den vor Ort gefunden Habitatbedingungen im Plangebiet 
potenziell vorkommen könnte. Zur Ermittlung der Auswirkungen des Eingriffs 
auf Tier- und Pflanzenarten sind gegebene Vorbelastungen zu berücksichtigen. 

Das Eingriffsgebiet ist bereits durch das Vorkommen massiver Störfaktoren wie 
beispielsweise die Lärmemission der Pkw vorbelastet. Die Anwesenheit von 
störungssensiblen Arten ist auch aufgrund der bereits versiegelten Fläche des 
Plangebietes sowie der Lage im Siedlungsgebiet auszuschließen. Das Plange-
biet und die nähere Umgebung können allenfalls als mögliches Randgebiet ei-
nes Nahrungshabitats einiger Arten (wie z. B. Greifvögeln) dienen, deren Nah-
rungshabitate die Größe des Plangebietes um ein Vielfaches übersteigen. Aus-
weichmöglichkeiten sind vorhanden.  

Luftjäger, wie die Mehlschwalbe, die das Gelände möglicherweise zur Nah-
rungssuche überfliegen, werden durch die geplante Maßnahme nicht beein-
trächtigt. Auch nach dem Eingriff steht ihnen der Luftraum weiterhin für die Nah-
rungssuche zur Verfügung. Neststandorte sind durch die Eingriffsmaßnahme 
nicht betroffen. 

Die im Überflug gesichteten Saatkrähen haben in der näheren Umgebung, un-
ter anderem im Baumbestand des Pastoratsgrundstücks der Martini-Kirche, ihre 
Nester. Die Bäume sind jedoch nicht vom Eingriff betroffen, die Nester bleiben 
erhalten. Bereits heute ist das Plangebiet aufgrund der hohen Versiegelung al-
lenfalls bedingt als Nahrungshabitat geeignet und steht in dieser Form auch 
nach dem Eingriff zur Verfügung. Eine Betroffenheit kann daher ausgeschlos-
sen werden. 

Unter Berücksichtigung der artspezifischen Habitatansprüche und Verhaltens-
weisen der hier betrachteten Arten sind für keine dieser Arten Verbotstatbe-
stände nach § 44 in Bezug auf die geplante Baumaßnahme zu sehen. Eine 
Ausnahmegenehmigung nach § 45 ist für keine der Arten zu beantragen. 

Die Realisierung der Planung hat somit keine Beeinträchtigung einer lokalen 
Population oder einer besonders streng geschützten Vogelart zur Folge. 

4.7.2 Amphibien und Reptilien 

Während der Begehung wurden keine Amphibien oder Reptilien gesichtet. Dar-
über hinaus sind allerdings auch keine Laichhabitate oder wertvollen Landhabi-
tate direkt von der Eingriffsmaßnahme betroffen, so dass negative Auswirkun-
gen auf eine mögliche lokale Amphibienpopulation auszuschließen sind. Das 
gleiche gilt auch für Reptilien.  
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4.7.3 Säugetiere 

Fledermausquartiere wurden nicht entdeckt. Mögliche Areale zur Nahrungssu-
che oder Zugstraßen werden durch den Eingriff nicht entwertet. Auch für Fle-
dermäuse ergeben sich demzufolge keine negativen Auswirkungen.  

5 Vermeidungsmaßnahmen 

Generell gilt, dass zum Schutz der Brutvögel die Baufeldvorbereitungen, insbe-
sondere mögliche Baumfällungen, erst nach Beendigung der Brutzeit durchzu-
führen sind. Die Brutzeit der festgestellten Arten beginnt in dieser Region Mitte 
März und endet Ende Juli/August (Mildenberger 1984). Dies gilt auch für weite-
re mögliche Brutvogelarten. Lediglich die Ringeltaube brütet auch im August 
und September noch (Mildenberger 1984). Die Baufeldvorbereitungen sind im 
Zeitraum vom 1. Oktober bis 1. März durchzuführen. Falls eine Baumfällung im 
August/September erfolgen soll, ist zuvor zu kontrollieren, ob sich besetzte Rin-
geltaubennester in den Bäumen befinden. Falls dies zutrifft, kann die Fällung 
erst nach dem Flüggewerden der Küken erfolgen. 

Selbst wenn Brutvorkommen nicht wahrscheinlich sein sollten, unterliegen dem 
Verbot der Tötung auch alle anderen europäischen Vogelarten (§ 44 Abs. 1 
BNatSchG). Auszuschließen sind solche Verbotstatbestände nur außerhalb der 
Brutzeit. 

Empfehlung: 

Als Hilfsmaßnahme für Gebäudebrüter können an den vorhandenen und ge-
planten Gebäuden künstliche Nistmöglichkeiten z.B. für Mehlschwalben, Mau-
ersegler oder Spatzen angebracht werden. 

Des Weiteren können als Unterschlupf für Fledermäuse an den Gebäuden Fle-
dermauskästen, Flachkästen wie auch Raumkästen, angebracht werden. 

6 Gesamtbewertung 

In Anbetracht der vorliegenden Erkenntnisse ist nicht davon auszugehen, dass 
durch die Realisierung der Planung planungsrelevante Arten verletzt oder getö-
tet werden (§ 44 Abs. 1 BNatSchG) bzw. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten (§ 
44 Abs. 5 BNatSchG) beschädigt oder zerstört werden. Desgleichen sind keine 
Störungen zu erwarten, die zu einer Verschlechterung des Erhaltungszustandes 
der lokalen Population führen könnten. 

Es gibt keine Hinweise darauf, dass lokale Populationen von den geplanten 
Maßnahmen negativ betroffen werden könnten. Insbesondere bleibt die nach § 
44 Abs. 5 BNatSchG zu schützende ökologische Funktion  der Fortpflanzungs- 
und Ruhestätten (s. o.) durch die Planungen für alle planungsrelevanten Arten 
erhalten. 
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8 Bilddokumentation vom 16.05.2014 
 

 

 

Foto 1:  Blick von Westen entlang der Straße Hinter dem Hirsch. 
 
 

 

Foto 2:  Blick von Süden auf das Haus Rheinpromenade Nr. 44. 
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Foto 3:  Blick von Südwesten auf das Gartengrundstück des Hauses Rheinpromena-
de 44 
 
 

 
 

 

Foto 4:  Blick von Südwesten auf das Pastorat und die Gartengrundstücke des Ein-
griffsbereiches. Die Bäume liegen außerhalb des Plangebietes. 
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Dieser artenschutzrechtliche Fachbeitrag wurde von den Verfassern nach bes-
tem Wissen und Gewissen unter Verwendung der im Text angegebenen Litera-
tur/Links erstellt.  
 
 

 

 

 

 

Kevelaer, 19.05.2014 
 
 
Bearbeitung: 
Dipl.-Biol. Lisa-Marie Schüürman 
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Sachdarstellung : 

 
 

1. Allgemeines / Ausgangslage 
Die Planungen zum dreigleisigen Ausbau der Eisenbahnstrecke Emmerich-Oberhausen ABS 
46/2 (Betuwe-Linie) sind bereits seit geraumer Zeit im Gange. Seit Juli 2008 beschäftigt sich 
der „Arbeitskreis Streckensicherheit“ (Unterarbeitskreis der AG Betuwe), dem Vertreter der 
Feuerwehren von Emmerich bis Oberhausen angehören, intensiv mit den 
Sicherheitsanforderungen an der geplanten Ausbaustrecke der Deutschen Bahn AG (DB 
AG). Der Arbeitskreis Streckensicherheit hat eine Reihe von Forderungen formuliert, die sich 
die Betuwe-Anrainerstädte zur Eigen gemacht und im weiteren Verlauf des 
Planfeststellungsverfahrens vorgetragen haben.  
 
Die Forderungen des Arbeitskreises Streckensicherheit gehen teilweise über die 
gesetzlichen Mindestanforderungen hinaus. Das Eisenbahnbundesamt (DBA) als 
Planfeststellungsbehörde hat der DB AG als Vorhabenträgerin mit Datum vom 24.09.2015 im 
ersten Planfeststellungsbeschluss für den Planfeststellungsabschnitt 1.1 (Oberhausen) 
jedoch eine Überarbeitung des Sicherheitskonzeptes aufgegeben. Diese betrifft 
insbesondere die Löschwasserversorgung an der Strecke und die Zuwegungen (Zufahrten 
und Zugänge) zur Strecke. Auf der Basis dieser vom EBA definierten Aspekte einigten sich 
die Beteiligten von DB AG, Bund, Land und Kommunen/Feuerwehren darauf, die 
Sicherheitskonzepte mit Blick auf die Löschwasserversorgung und die Zuwegungen zur 
Strecke zu überarbeiten.  
 
Diese Modifikationen sehen im Einzelnen die folgenden Maßnahmen vor: 
 
1.1 Löschwasserversorgung mittels Hytrans-Fire-Systemen und zusätzlichen Löschbrunnen 

Bisher sah die Planung der DB AG keine zusätzliche Löschwasserversorgung entlang 
der Strecke vor. Eine rechtliche Verpflichtung der DB AG wurde nicht gesehen, da die 
Löschwasserversorgung entsprechend den einschlägigen gesetzlichen Regelungen 
kommunale Aufgabe sei. Auf der Grundlage der Regelungen des EBA im 
Planfeststellungsbeschluss vom PFA 1.1 war das Sicherheitskonzept jedoch u.a. mit 
Blick auf die Löschwasserversorgung durch die DB AG zu überarbeiten.  
Durch den Einsatz von vier Hytrans-Fire-Systems (HFS) soll nun die Bereitstellung 
großer Löschwassermengen (mind. 360 cbm/h) über einen langen Zeitraum und mit 
hohem Druck an der Strecke gewährleistet werden. Die entsprechenden Fahrzeuge 
werden in den Städten Oberhausen Dinslaken, Wesel und Emmerich stationiert und mit 
Wasser aus offenen Gewässern (z.B. Baggerseen, Flüssen oder sonstigen Gewässern) 
gespeist. Die dafür erforderlichen Wasserentnahmestellen und Zuwegungen sind durch 
die DB AG zu erstellen.  
Da ein HFS je nach Einsatzort jedoch erst nach einer gewissen Vorlaufzeit einsatzbereit 
ist, müssen der Feuerwehr für die Übergangszeit bis zur Betriebsbereitschaft des HFS an 
jedem beliebigen Punkt an der Strecke in einem Abstand von max. 300 Metern 
Löschwasser mit einer Fördermenge von mind. 96 cbm/h zur Verfügung stehen. Wo dies 
durch die bestehende städtische Löschwasserversorgung (Hydranten oder 
Löschbrunnen) nicht oder nicht in ausreichendem Maße gewährleistet ist, sind von der 
DB AG die zusätzlich nötigen Löschbrunnen zu errichten.  

 
 
1.2 Zuwegungen zur Strecke 

 
Um einen effektiven und zügigen Brand- und Rettungseinsatz zu gewährleisten, müssen 
den Einsatzkräften die entsprechenden Zuwegungen (Zufahrten und Zugänge) zur 
Strecke zur Verfügung stehen. Die bisherigen Planungen der DB AG sahen, je nach 
örtlicher Situation, Zuwegungen in Abständen von jeweils 1.000 Metern vor. Auf der 
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Grundlage der Forderungen des EBA im Planfeststellungsverfahren zum PFA 1.1 war 
das Sicherheitskonzept jedoch dahingehend zu überarbeiten, dass die Abstände 
zwischen den einzelnen Zuwegungen auf durchschnittlich rund 600 Meter reduziert 
werden.  

 
1.3 Maßnahmenrealisierung 

 
Die durch die Modifizierung des Sicherheitskonzeptes entstehenden Mehrkosten von 
insgesamt rund 10 Mio. Euro werden entsprechend der Zusage aus Juli 2016 durch das 
Land NRW übernommen. Voraussetzung dafür war und ist jedoch, dass die Deutsche 
Bahn AG und die Kommunen / Feuerwehren hinsichtlich der Sicherheitsmaßnahmen 
(Löschwasserversorgung und Zuwegungen zur Stecke) entsprechende Konsense 
erzielen.  
Im September 2016 fanden dann die Arbeitsgespräche zwischen den Vertretern des 
Arbeitskreises Streckensicherheit, der Städte und Feuerwehren sowie der DB AG statt, 
um die jeweiligen auf die Kommunen bezogenen Konsense zu erarbeiten und zu fixieren.  
Die erarbeiteten Modifikationen der Sicherheitskonzepte wurden anschließend durch die 
von der DB AG beauftragte Ingenieurgesellschaft Thomas & Bökamp aus Münster 
gutachterlich überprüft und bewertet. Die gutachterlich bestätigten Ergebnisse sind den 
Verwaltungen und Feuerwehren dann in entsprechenden Arbeitsgesprächen vorgestellt 
und erläutert worden und sehen im Einzelnen wie folgt aus: 

 
 
2. Modifikation des Sicherheitskonzeptes im Planfeststellungsverfahren ABS 46/2, 

Planfeststellungsabschnitt 3.3 bis 3.4  
 
In der Stellungnahme der Stadt Emmerich am Rhein zum Planfeststellungsverfahren für die  
PFA 3.3 bis 3.4 wurde die Ergänzung der vorhandenen Löschwasserentnahmestellen um  
weitere Löschbrunnen gefordert. Außerdem wurden seitens der Stadt Zuwegungen für 
Brand- und Rettungseinsätze gefordert.  
Unter Berücksichtigung der örtlichen Gegebenheiten und der feuerwehrtechnischen und 
einsatztaktischen Notwendigkeiten wurden zwischen der Stadt Emmerich am Rhein 
(Verwaltung und Feuerwehr) und der DB AG folgender, gutachterlich bestätigte Konsens 
erarbeitet: 
 
 
2.1 Löschwasserversorgung  

 
Die Löschwasserversorgung gliedert sich in zwei Komponente: Die Grundversorgung und 
die erweiterte Löschwasserversorgung.  

 
Die Grundversorgung (96m ³/ 2 h) wird in der Regel über die vorhandene 
Sammelwasser-versorgung (Hydrantennetz) gesichert. Es werden 
Löschwasserentnahmemöglichkeiten im Umkreis von 300 m (Fuß - Fahrweg) 
angerechnet.  

 
Wo innerhalb der anrechenbaren Entfernung die Grundversorgung nicht ausreichend ist, 
wird durch zu errichtende Löschbrunnen (Elektr. Tiefsaugpumpe) diese ertüchtigt. 
 
Um die erweiterte Löschwasserversorgung (zusätzlich 264 m³/ 2 h) sicherzustellen, 
werden Löschwasserbrunnen für das Hytrans-Fire-System (HFS - Wasserfördersystem) 
errichtet. Darüber hinaus werden anrechenbare offene Gewässer berücksichtigt. Wo 
notwendig, werden an den Wasserentnahmestellen Stellflächen / Anfahrt HFS erstellt. 
Die Länge der Löschwasserförderstrecken beträgt max. 2000 m (Schlauchmaterial HFS).   
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Da hier neben der vorgeplanten Löschwassermenge auch einsatztaktischen Erwägungen 
Rechnung getragen werden muss, ist zu den durch die DB genannten Wasserentnahme-
möglichkeiten eine weitere Löschwasserentnahmestelle anzulegen. 

 
Anlage 1.0 a) : Löschwasserversorgung 

 
      
2.2 Zuwegungen zur Strecke 

 
Ein wesentlicher Punkt im Zusammenhang mit der Sicherheit an der Betwue-Strecke 
stellt die Zugänglichkeit für die Feuerwehr an die Strecke dar, dies insbesondere bei den  
vorhan-denen Lärmschutzwänden. Die Sicherheitsrichtlinie der DB sieht hier Zugänge im 
Abstand von max. 1000 m vor. Da dies aus Sicht der Feuerwehr nicht ausreichend ist, 
hat man sich auf die  Ergänzung der vorgesehenen Rettungszuwegungen verständigt. Es 
werden hier 3 weitere Rettungszugänge erstellt, darüber hinaus errichtet die DB 15 
Servicezugänge die für einen Feuerwehreinsatz genutzt werden können. An weiteren 37 
festgelegten Punkten werden weitere Zugänge angelegt. 

 
Anlage 1.0 b) : Zuwegungen zur Strecke  
 
 

3. Abstimmung mit der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Emmerich am Rhein 
 

An sämtlichen Abstimmungsgesprächen zur Modifikation des Sicherheitskonzeptes haben 
die Verwaltung und der Wehrleiter der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Emmerich am Rhein 
teilgenommen. Die dargestellten Konsenslösungen wurden von der Wehrleitung der 
Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Emmerich am Rhein aus feuerwehrtechnischer und 
einsatztaktischer Sicht bewertet und unter Berücksichtigung der örtlichen Gegebenheiten für 
ausreichend erachtet. Daher empfehlen die Verwaltung und die Wehrleitung, dem Konsens 
mit Blick auf die Modifizierung des Sicherheitskonzeptes, die Löschwasserversorgung und 
die Zuwegungen zur Strecke betreffend, für die PFA 3.3 bis 3.4 zuzustimmen.  

 
 

4. Finanzierung – Folgekosten 
 

Die Kosten für die Beschaffung der FS-Fahrzeuge und die Errichtung der 
Wasserentnahmestellen, Löschbrunnen und zusätzlichen Zuwegungen werden durch das 
Land NRW übernommen. Die entsprechende Zusage wurde erteilt.  

 
 

5. Weitere Vorgehensweise 
 

Die vorgestellten Modifikationen des Sicherheitskonzeptes für die PFA 3.3 bis 3.4 werden 
von der Deutschen Bahn AG im sog. Deckblattverfahren in das bereits laufende 
Planfeststellungsverfahren eingebracht. Die letztendliche Entscheidung über die Umsetzung 
der Modifikationen des Sicherheitskonzeptes obliegt dem Eisenbahnbundesamt als 
Planfeststellungsbehörde.  
 
 
II.  Ergänzende Erläuterungen 
 
Im  Verlauf der Beratungen des ASE am  09.10. 2018  zu diesem Tagesordnungspunkt 
meldeten verschiedene Fraktionen Beratungsbedarf an. Die sich anschließende Erörterung 
warf noch offene Fragen auf, die nachfolgend  beantwortet  werden.  
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1. Sicherheitskonzept / Risikoanalyse 
 
Die DB AG hat als Trägerin des Vorhabens anfangs in ihren Planfeststellungsunterlagen  nur 
wenige Angaben zur Sicherheit an der Eisenbahnstrecke Emmerich-Oberhausen ABS 46/2 
(Betuwe-Linie) gemacht. Daraufhin gründete sich der „Arbeitskreis Streckensicherheit“, dem 
Vertreter aller Feuerwehren von Emmerich bis Oberhausen angehören, mit dem selbst 
gesteckten Ziel, auf der Grundlage verschiedener Einsatzszenarien, Anforderungen an die 
Sicherheit der geplanten Ausbaustrecke zu formulieren. Im Diskurs mit Bund und Land und 
DB AG wurden so auf der Grundlage verschiedener Unfallannahmen und der seinerzeitigen 
Ausstattung der Feuerwehren Vorgaben bzw. Anforderungen an die Ausgestaltung der 
Strecke konkretisiert, die vor allen Dingen die  Löschwasserversorgung grundlegend 
verbesserte, genauso wie die Zuwegungen zur Strecke trotz der geplanten 
Lärmschutzwände. Inzwischen liegen für jeden Abschnitt mehrfach überarbeitete Karten vor, 
die diesen Fortschritt dokumentieren, indem sie sämtliche Rettungszuwegungen, 
Servicetüren und Brunnen zur Löschwasserversorgung wiedergeben (Anlage 1.0 – 1.2).  
Passend dazu wird den Karten eine erklärende Legende vorangestellt (Anlage 1.0 a) und 
b)). Diese aktualisierten Pläne wurden den Fraktionen im Vorfeld der Beratungen zur 
Verfügung gestellt. Bei Bedarf können sie in der kommenden Sitzung näher von H. Bettray 
erläutert werden. 
 
Gemäß der Vorgabe des Eisenbahnbundesamtes (EBA) hat die DB AG zum Zeitpunkt der 
Umsetzung der Maßnahme ein Sicherheitskonzept vorzulegen, welches dann auf die bereits 
erfolgte Risikoabwägung aufbaut, alle Aspekte der Abwehr von Gefahren durch den 
Eisenbahnbetrieb beinhaltet, gleichermaßen aber auch die Art und den Umfang von 
Gefahrguttransporten berücksichtigt und diese Aspekte den Einrichtungen der 
Sicherheitsinfrastruktur gegenüberstellt. Ebenso soll das Konzept dann die entsprechenden 
Handlungsoptionen der Feuerwehren abbilden. 
 
 
2.  Einsatzkonzept des HFS-Löschwasserfördersystems 
 

Das feuerwehrtechnische Zuwegungskonzept berücksichtigt auch den Einsatz des HFS-
Fahrzeugs. Vorbehalte einiger Ausschussmitglieder, dass sein Einsatz weniger wirksam sein 
könnte, wenn das BÜ-Bauwerk ’s-Heerenberger Straße nicht auf die für das Fahrzeug not-
wendige, Durchfahrtshöhe von 4,60 m hin geplant werde, bestehen für die örtliche Feuer-
wehr nicht. Ihrer Ansicht nach besteht keine derartige Notwendigkeit. Es gibt genügend 
andere Möglichkeiten für das angesprochene Fahrzeug, die Bahngleise zu queren, so am 
Löwentor, über die B220 oder die K16/ Weseler Straße, über die Lobither Straße, über die 
BAB Abfahrt Elten und die Emmericher Straße sowie über die BAB Abfahrt Babberich.  
 
Eine Skizze, welche Verlegestrecke des HFS-Fahrzeugs im Falle eines Einsatzes an der ’s-
Heerenberger Straße geplant ist, kann der Anlage 2 zur Vorlage entnommen werden. 
 
 
3.  Stand der Sicherheitsvorkehrungen  
 

- Am Beispiel  des  Planfeststellungsbeschlusses  im  Abschnitt 1.1, (siehe Anlage 3 ) -  
 
Das Eisenbahnbundesamt hat im Planfeststellungsabschnitt 1.1 Standards festgelegt, wie 
sie für alle Abschnitte gelten und aus den Plänen ersichtlich sind. In der Regel gehen die 
Forderungen der Kommunen über das hinaus, was von der Bahn zugestanden wird, bzw. 
was das EBA bereit ist, mitzutragen. Im Verlauf der letzten zwei Jahre haben sich die 
Vorstellungen der Bahn und der Kommunen soweit angenähert, dass die nun vorgelegten 
Pläne (siehe Anlagen 1.1 – 1.3) stark überarbeitet wurden und weitgehenden Konsens 
darstellen. 
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Drei der vier Kernforderungen, nämlich die nach der notwendigen Anzahl von Zugängen zum 
Gleis, nach mehr orientierenden Einsehmöglichkeiten in das Gleisbett durch die Anordnung 
transparenter Lärmschutzelemente und die Forderung nach einem ausreichenden 
Löschwasserdargebot sind inzwischen erfüllt, auch wenn die Gleiserdung noch Gegenstand 
der Beratungen auf der Ebene der Innenminister ist. Viele der darüber hinausgehenden 
Forderungen seitens der Emmericher wie auch anderer Feuerwehren haben sich erfüllt: 
dazu zählen die Gestellung von Feuerwehrplänen analog und digital durch die DB AG, 
Vereinbarungen zur Orientierung und Bahnkilometrierung innerhalb und außerhalb der 
Lärmschutzwände sowie die Zuweisungen von Verantwortlichkeiten im Einsatzfall. Alle 
Feuerwehren entlang der Strecke haben einheitliche Sicherheitsstandards mit der Deutschen 
Bahn erzielt, so dass diesbezüglich ein Konsens erreicht werden konnte. 
 
Der seinerzeitige Planfeststellungsbeschluss  hat jedoch auch gezeigt, wo das EBA den 
zusätzlichen kommunalen Forderungen eine klare Absage erteilte; so hält es z.B. die 
selektive Anwendung niederländischer Standards (nach niederländischem Recht) zur 
Umsetzung von weiter reichenden Sicherheitsstandards auf deutschem Boden für nicht 
zulässig. Die Tatsache, dass es sich in den Niederlanden um eine Neubaustrecke handelt, 
es in Deutschland aber um den Ausbau einer vorhandenen Strecke geht, ist allein schon 
rechtlich ganz unterschiedlich zu werten, sieht man einmal von den völlig unterschiedlichen 
Voraussetzungen und technischen Randbedingungen bzw. nationalen Gesetzen und 
Regelwerken ab.  
Zusatzforderungen an die Strecke bzgl. der Bereitstellungsräume für Einsatzfahrzeuge oder 
zusätzlicher Verbandsplätze etc. wurden in die Zuständigkeit des Brand- und Katastrophen-
schutzes verwiesen, der bei den Landkreisen ressortiert, Forderungen nach einer 
individuelleren, detaillierteren Planung für Teilbereiche der Streckenführung, wurden der  
Ausführungsplanung überantwortet. 
Andererseits forderte das EBA die Deutsche Bahn auf, die Flucht- und Rettungswege in den 
Plänen besser darzustellen und deren Anbindung an den öffentlichen Strassenraum und die 
Sicherstellung von deren Verfügbarkeit in den Grunderwerbsunterlagen besser zu 
berücksichtigen. 
 
Der Planfeststellungsbeschluss im Abschnitt 1.1 wurde den Fraktionen im Vorfeld der 
Beratungen zur Verfügung gestellt, ist aber auch in einem Auszug der Anlage 3 zur Vorlage 
beigefügt. 
 
 
4. Gefahrguttransporte und ihre  Debatte im bisherigen  Beratungsverlauf 
 

Während der Beratungen in der Ausschusssitzung am 09.10.2018 wurde wiederholt darauf 
Bezug genommen, dass das Sicherheitskonzept der DB nicht detaillierter auf die 
Vorkehrungen eingehe, die Unfälle  der Größenordnung einer sog. ‚BLEVE‘ (boiling 
expanding vapor explosion) verhindern könnten. 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung hat sich in der Vergangenheit bereits zweimal wie folgt 
mit dem Thema Gefahrgutverkehre auseinandergesetzt: 
 
a)  Ratsantrag der BGE-Fraktion vom 17. 06. 2013 zum Thema „Chemiealarm/Sicher-  
             heitsaspekte in der laufenden Betuwe - Planung“ (siehe Anlage 4.2),  
 
b)  Eingabe der FDP- Fraktion vom 24. 10. 2016 zur Verlagerung von Gefahrgutverkehr 
             auf die  Betuwestrecke durch die Umsetzung des Niederländischen Konzeptes   
             ‚Basisnetz‘  (siehe Anlage 4.3) , demzufolge insbesondere in den Niederlanden   
             Gefahrgutverkehre auf die niederländische  Betuweroute konzentriert werden sollen   
             (siehe auch umfangreiche Anlagen  zur Vorlage in niederländischer Sprache). 
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Die Verwaltung hat sich nunmehr erneut mit den im Ausschuss angesprochenen Fragen an 
die DB AG gewandt. Die Fragen und ihre Antworten können Sie dem Schreiben in der 
Anlage 4.1  zur Vorlage entnehmen. Darin verweist die Deutsche Bahn auf drei 
grundlegende, gesetzliche Vorgaben, die nicht nur national sondern auch im 
grenzüberschreitenden Güterverkehr Richtliniencharakter haben:  
 

 das Gefahrgutbeförderungsgesetz  (GGBefG),  
 

 die Gefahrgutverordnung Straße, Eisenbahn und Binnenschifffahrt  (GGVSEB) und 
das  

 
 Übereinkommen über den internationalen Eisenbahnverkehr (RID), hier insb. den 

Anhang C, - die Ordnung für die Internationale Eisenbahnbeförderung gefährlicher 
Güter (2017) 

 
Diese ausgesprochen umfangreichen Normenwerke regeln sehr detailliert die 
Verantwortlichkeiten der Beteiligten in der Transportkette, aber auch Baunormen für Güter- 
und Kesselwagen, nennen die Arten und stofflichen Zusammensetzungen der zu trans-
portierenden Gefahrgüter, gehen aber auch auf die Einhaltung bestimmter Schutzvor-
kehrungen ein, von denen die definierten Schutzabstände von mit Gefahrgut beladenen 
Containern oder Kesselwagen im selben Zugverband untereinander (nämlich 18 Meter) nur 
eine ist. Auch wer in einem solchen Fall (nämlich das Beförderungsunternehmen) welche 
Information bereitzustellen hat, regelt das GGVSEB.   
 
Derzeit gibt es unterschiedliche Möglichkeiten für die Feuerwehren, sich im Ereignisfall zu 
orientieren: 
 

a) die fraglichen, gefährlichen Güter anhand der an den Waggons bzw. Kesselwagen 
angebrachten Kennzeichnungen zu identifizieren oder 

b) anhand des ‚Logbuchs‘ beim Lokführer die geladene Fracht nachzuvollziehen oder  
c) Kontakt zu dem  verantwortlichen Notfallmanager der Bahn aufzunehmen, der dann 

als Ansprechpartner der kommunalen Leitstelle der Feuerwehr Zugriff auf die 
genannten Daten des Beförderers hat.                                              
-------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

            
Ohnehin verfügt die Notfallleitstelle der Deutschen Bahn in Duisburg über sämtliche     

            Informationen wie Wagenreihung, Inhaltsstoffe etc. der in ihrem Zuständigkeits -   
            bereich verkehrende Züge. Die Notfallleitstelle ist 24 Stunden am Tag, 7 Tage die      
            Woche besetzt und stellt den Feuer- und Rettungsleitstellen die erforderlichen   
            Informationen unmittelbar zur Verfügung, so dass die alarmierten  Wehren sofort   
            darauf zugreifen können. 
 

d) Öffentliche Gefahrenabwehrkräfte können bei Transport- oder Lagerunfällen mit 
Chemikalien auf die TUIS-Online-Datenbank zurückgreifen, indem sie die Beratung 
und Hilfe der chemischen Industrie nutzen. Die chemische Industrie hat dazu das 
Transportunfall- und Hilfeleistungssystem TUIS aufgebaut, in dem rund 130 
Werkfeuerwehren und Spezialisten mitarbeiten. Die Feuerwehren erhalten im 
Einsatzfall telefonische Beratung oder Fachberatung/Hilfeleistung oder technische 
Hilfe am Unfallort. 

 
Es wird deutlich, dass sowohl die Deutsche Bahn und andere Eisenbahninfrastrukturunter-
nehmen (EIU) wie auch konkurrierende Bahngesellschaften als Transporteure, aber auch die 
beteiligten Firmen als Beschicker dieser Güterzüge einheitlichen Regeln unterliegen, die 
dazu dienen sollen, das Gefahrenrisiko zu minimieren. 
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Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen : 
 
Die Maßnahme hat keine finanz- und haushaltswirtschaftlichen Auswirkungen. 
 
 
Leitbild : 
 
Die Maßnahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 1.3. 
 
 
 
In Vertretung 
 
 
 
Dr. Wachs 
Erster Beigeordneter 
 
 
Anlagen: 
Anlage 1.0 zu Vorlage 05-16 1556 Legende zu Plänen 
Anlage 1.1 zu Vorlage 05-16 1556 Pläne für die Zugänge - Löschwasserversorgung PFA 3.3 
Anlage 1.2 zu Vorlage 05-16 1556 Pläne für die Zugänge - Löschwasserversorgung PFA 3.4,   
                                                        Teil 1 und Teil 2 
 
Anlage 2.1 zu Vorlage 05-16 1556 Gutachterliche Stellungnahme zum Nachweis der Lösch- 
                                                        wasserversorgung durch das Büro Thomas & Bökamp 
                                                        Ingenieurgesellschaft mbH (Datenträger) 
Anlage 2.2 zu Vorlage 05-16 1556 Verlegestrecke HFS 
 
Anlage 3    zu Vorlage 05-16 1556 Planfeststellungsbeschluss 1.1 – Auszug – (Datenträger) 
 
Anlage 4.1 zu Vorlage 05-16 1556 Anschreiben der DB AG vom 30.12.2018 zum Thema  
                                                        Gefahrgutverkehre 
Anlage 4.2 zu Vorlage 05-16 1556 Ratsantrag BGE 2013 mit Vorlage 
Anlage 4.3 zu Vorlage 05-16 1556 Eingabe FDP 2016 mit Vorlage 



Vorlage 06 - 16 1556/2018 Anlage 1.0 a)

Sicherheitskonzept Betuwe-Linie

Löschwasserversorgung

Sammelwasserversorgung beiderseits der Bahnlinie vorhanden;

plus folgende Löschbrunnen / Entnahmestellen:

HFS Entnahmestellen

HFS Brunnen

Löschbrunnen

PFA 3.2 (Rees)

Bahn links

km 52,45

PFA 3.3

Bahn links Bahn rechts

km 54,75 km 55,64

55,29 57,65

57,65

PFA 3.4

Bahn links Bahn rechts

km km 58,25

ca. 59,5 60,51

An der Schleuse

59,56

ca. 61,0

Sicherheitshafen

61,69

62,775

ca. 63,1

Yachthafen Fackeldeystraße

64,94

ggfs. verlegen auf Bahn rechte Seite/Zugänglichkeit 

Sportplatz

Ö  19Ö  19



Vorlage 06 - 16 1556/2018 Anlage 1.0 b)

Sicherheitskonzept Betuwe-Linie

Zuwegungen zur Strecke 

Rettungszuwegungen Durchgangsbreite 1,60 m

Rettungszuwegungen zusätzlich Durchgangsbreite 1,60 m

Servicetüren Durchgangsbreite 1,00 m

weitere Zugangstüren / Treppenanlagen Durchgangsbreite 1,00 m

Bahnhaltestelle

PFA 3.3

Bahn links Bahn rechts

km 53,507 km 53,9

54,225 54,243

54,565 54,375

54,699 54,675

54,71 54,865

54,91 55,12

55,18 55,45

55,29 55,77

55,7 56,153

56,165 56,44

56,5 56,8

56,74 57,18

56,98 57,65

57,24

57,65

PFA 3.4

Bahn links Bahn rechts

km 58,675 km 58,25

59,15 58,675

59,565 59,15

59,8 59,446

60,65 60,065

60,34 60,5

60,8 61,05

61,3 61,292

61,4 61,35

61,69 61,58

61,8 61,8

62,055 62,055

62,245 62,28

62,45 62,775

62,58 63,28

62,86 63,54

63,27 63,645

63,7 64,125

63,9 64,28

64,125 64,94

64,3

64,55

64,94



1. Km 53,900 br
Zugang über 

Baumannstraße, 
Ausleger für die 

Gas-station

Treppe in der 
Bahnböschung

8. Km 56,440 br
Zugang über 

Bahnweg, 

Tür in SSW
Treppe in der 

Bahnböschung

11. Km 57,180 br
Zugang über 

Bahnweg, 

Tür in SSW
Treppe in der 

Bahnböschung

12. Km 57,650 br
Zugang über BÜ 
Schwarzer Weg, 

Treppe in der 
Bahnböschung

2. Km 54,243 br
Zugang über 

Offenbergallee

Tür SSW
Treppe in der 

Bahnböschung
3. Km 55,120 br

Zugang über 
Bahnweg

Tür SSW
Treppe in der 

Bahnböschung

5. Km 55,450 br
Zugang über 

Bahnweg

Tür SSW
Treppe in der 

Bahnböschung
7. Km 56,153 br

Zugang über 
Grüne Str.

9. Km 56,800 br
Zugang über 

Bahnweg, 

Tür in SSW
Treppe in der 

Bahnböschung

+1. Km 54,375 br
Zusätzlich 
geforderte

Rettungszuwegung

10. Km 56,980  bl
Zugang über 
Moselstraße

Tür in SSW 

Zusätzlicher 
Brunnen zur 

Löschwasser-
Erstversorgung

Km. 55,640 br

Zuwegung für Rettungseinsatz 
Nr. 3.3-1
Km 53,507 bl

Zuwegung für Rettungseinsatz 
Nr. 3.3-2
Km 54,225 bl

Rettungstür
Km 54,225 

Zugang zum 
Bahnsteig
Km 54,565

Servicetreppe 

Km 54,510 br

Servicetreppe 

Km 54,519 bl

Servicetreppe 

Km 54,699 bl

Servicetreppe 

Km 54,690 br

Zugang zum 
Bahnsteig
Km 54,675

Rettungstür
Km 54,710 

Servicetür 
Km 54,910 bl

Servicetür 
Km 54,865 br

Zuwegung für Rettungseinsatz 
Nr. 3.3-4
Km 55,290 bl

Servicetür 
Km 55,770 br

Rettungstür
Km 56,165

Servicetür 
Km 56,500 bl

Zuwegung für Rettungseinsatz 
Nr. 3.3-5
Km 56,165 bl

Zuwegung für Rettungseinsatz 
Nr. 3.3-6
Km 56,740 bl

Rettungstür
Km 56,740

Zuwegung für Rettungseinsatz 
Nr. 3.3-7
Km 57,650 bl

Rettungstür
Km 57,650

Stand 09.11.2017

4. Km 55,180 bl
Zuwegung (N)

Tür SSW

Zuwegung für Rettungseinsatz 
Nr. 3.3-3
Km 54,710 bl

Rettungstür
Km 55,290 

6. Km 55,700 bl
Zuwegung (N)

Tür SSW

Vorh. Hydrant zur 
Löschwasser-

Erstversorgung

Km. 53,510 bl
Rettungszuwegung 

Zusätzliche Rettungszuwegung 

Servicetüren

Zusätzliche Brunnen zur Löschwasser-
Erstversorgung

Vorhandene Hydranten zur Löschwasser-
Erstversorgung

HFS-Brunnen

Vorh. Hydrant zur 
Löschwasser-

Erstversorgung

Km. 53,700 br

Vorh. Hydrant zur 
Löschwasser-

Erstversorgung

Km. 54,050 br

Vorh. Hydrant zur 
Löschwasser-

Erstversorgung

Km. 54,300 br

Vorh. Hydrant zur 
Löschwasser-

Erstversorgung

Km. 54,695 br

Vorh. Hydrant zur 
Löschwasser-

Erstversorgung

Km. 55,160 br

Vorh. Hydrant zur 
Löschwasser-

Erstversorgung

Km. 56,170 bl

Vorh. Hydrant zur 
Löschwasser-

Erstversorgung

Km. 56,740 br

Vorh. Hydrant zur 
Löschwasser-

Erstversorgung

Km. 57,240 bl

Servicetür 
Km 57,240 bl

Zusätzlicher 
Brunnen zur 

Löschwasser-
Erstversorgung

Km. 57,650 bl

HFS-Entnahmestelle

Zusätzlicher 
Brunnen zur 

Löschwasser-
Erstversorgung

Km. 55,29 bl

Ö
  19

Ö
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13. Km 58,250 br

Zugang über 
Bahnweg, 

Zugang über 

Bahnseitengraben
Treppe in der 

Bahnböschung

16. Km 59,150 bl

Zugang über 
Blackweg, 

Treppe in der 
Bahnböschung

15. Km 59,150 br

Zugang über 
Bahnweg,

Treppe in der 
Bahnböschung

+3. Km 61,300  bl

Zusätzlich 
geforderter

+4. Km 61,580  br

Zusätzlich 
geforderter

22. Km 61,400 bl

Zugang über Am 
Löwentor, 

Tür in SSW

Zuwegung für Rettungseinsatz 
Nr. 3.3-7
Km 57,650 bl Zuwegung für Rettungseinsatz 

Nr. 3.4-1
Km 58,675 bl

Zuwegung für Rettungseinsatz 
Nr. 3.4-2
Km 59,565 bl

Servicetür 
Km 60,065 br

Zuwegung für Rettungseinsatz 
Nr. 3.4-3
Km 60,340 bl

Servicetreppe 
Km 61,292 br

Zugang 

zwischen SSW

Km 61,690 bl

Servicetür 
Km 61,350 br

Zuwegung für Rettungseinsatz 
Nr. 3.4-4
Km 61,292 br

Stand 09.11.2017

14. Km 58,675 br

Zuwegung (N) über 
die Jahnstr.

17. Km 59,446 br

Zuwegung (N)

über vorhandene 

Betriebsgelände 
Convent

18. Km 59,800 bl

Zuwegung (N)

über vorhandene 

Zuwegung

19. Km 60,065 bl

Zuwegung (N)

vorbehaltlich der 

Planung

20. Km 60,500 br

Zuwegung (N)

Über das 

Bahnhofsgelände

21. Km 61,050 br

Zuwegung (N)

Über das 

Bahnhofsgelände

23. Km 61,690 bl

Zuwegung (N)

Rettungszuwegung 

Zusätzliche Rettungszuwegung 

Servicetüren

Zusätzliche Brunnen zur Löschwasser-
Erstversorgung

Vorhandene Hydranten zur Löschwasser-
Erstversorgung

HFS-Brunnen

HFS-Entnahmestelle

Zusätzlicher 
Brunnen zur 

Löschwasser-
Erstversorgung

[PFA 3.3]
Km. 57,650 bl

Legende (neu):

Zusätzlicher 
Brunnen zur 

Löschwasser-
Erstversorgung

Km. 58,250 br

Vorh. Hydrant zur 
Löschwasser-

Erstversorgung

Km. 58,750 bl

Vorh. Hydrant zur 
Löschwasser-

Erstversorgung

Km. 59,190 bl

Zusätzlicher 
Brunnen zur 

Löschwasser-
Erstversorgung

Km. 59,565 bl

Servicetreppe 
Km 59,565 bl

Vorh. Hydrant zur 
Löschwasser-

Erstversorgung

Km. 60,050 br

Vorh. Hydrant zur 
Löschwasser-

Erstversorgung

Km. 60,520 br

Vorh. Hydrant zur 
Löschwasser-

Erstversorgung

Km. 60,875 bl

Vorh. Hydrant zur 
Löschwasser-

Erstversorgung

Km. 61,385 br

Zusätzlicher 
Brunnen zur 

Löschwasser-
Erstversorgung

Km. 61,690 bl

Zusätzlicher 
Brunnen zur 

Löschwasser-
Erstversorgung

Km. 60,510 br

Ö
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Ö
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25. Km 62,055 br

Zugang über 
Seufzerallee

3 Treppenstufen

24. Km 61,800 bl

Zugang über Van 
Gülpen Str, 

Tür SSW

27. Km 62,450 bl

Zugang über Dr. 
Johannes Alff Str.

Tür SSW

28. Km 62,860 bl

Zugang über 
Borgheeser Weg

Tür SSW

30. Km 63,700 bl

Zugang über 
Langgattweg

Treppe in der 
Bahnböschung

33. Km 64,300 bl

Zugang über 
Koppelweg

Tür SSW

29. Km 63,280 br

Zugang über In der 
Laar

Tür SSW

+5. Km 62,580  bl

Zusätzlich 
geforderter

26. Km 62,245 bl

Zugang über Dr. 
Johannes Alff Str.

Tür SSW

Zusätzlicher 
Brunnen zur 

Löschwasser-
Erstversorgung

Km. 62,775 bl

Zusätzlicher 
Brunnen zur 

Löschwasser-
Erstversorgung

Km. 65,750 bl

Zuwegung für Rettungseinsatz 
Nr. 3.4-5
Km 62,280 br

Servicetür 
Km 61,800 br

Rettungstür
Km 62,280 br

Servicetür 
Km 62,775 br

Zuwegung für Rettungseinsatz 
Nr. 3.4-6
Km 63,270 bl

Servicetür 
Km 63,540 br

Servicetreppe 
Km 63,540 

Servicetreppe 
Km 63,270 

Rettungstür
Km 64,125 bl

Servicetreppe 
Km 64,280 

Servicetür 
Km 64,280 br

Rettungstür
Km 64,940 bl

Zuwegung für Rettungseinsatz 
Nr. 3.4-8
Km 64,940 bl

Zuwegung für Rettungseinsatz 
Nr. 3.5-1
Km 65,750 bl

Stand 09.11.2017

Servicetür 
Km 62,055 bl 31. Km 63,900 bl

Zuwegung (N)

Zuwegung für Rettungseinsatz 
Nr. 3.4-7
Km 64,125 bl

32. Km 64,125 br

Tür SSW

34. Km 64,940 br

Zuwegung (N)

Rettungszuwegung 

Zusätzliche Rettungszuwegung 

Servicetüren

Zusätzliche Brunnen zur Löschwasser-
Erstversorgung

Vorhandene Hydranten zur Löschwasser-
Erstversorgung

HFS-Brunnen

HFS-Entnahmestelle

Legende (neu):

Vorh. Hydrant zur 
Löschwasser-

Erstversorgung

Km. 61,800 br

Vorh. Hydrant zur 
Löschwasser-

Erstversorgung

Km. 62,253 bl

Vorh. Hydrant zur 
Löschwasser-

Erstversorgung

Km. 63,278 br

Vorh. Hydrant zur 
Löschwasser-

Erstversorgung

Km. 63,605 br

Servicetür 
Km 63,645 br

Vorh. Hydrant zur 
Löschwasser-

Erstversorgung

Km. 64,130 bl

Servicetreppe 
Km 64,555 

Servicetür 
Km 64,555 bl

Vorh. Hydrant zur 
Löschwasser-

Erstversorgung

Km. 64,555 bl

Vorh. Hydrant zur 
Löschwasser-

Erstversorgung

Km. 64,940 bl



Bahn Km   61,0 – 62,3;  
 
   Gewässer Hafen Bahn links / Bahn rechts   N                   

 

 
 
Verlegestrecke: 1500 m 
Hafenstr. - Ostwall – Großer Wall – Hohernzollernstr. – 
Grollscher Weg – s’Heerenbergerstr.  
Variante 1: BÜ s’Heerenbergerstr. 1750 m 
Variante 2: Bremer Weg, 1800 m  

2
. 

1
. 

1
. 

2
. 
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